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Wirtschaftsjahr 1997 des ZUWU Templin 


- Jahresabschluß der Sparkasse Uckermark 


- Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für Beisitzer des Kreiswahlausschusses zur 
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am 27.09.1998 im Wahlkreis 272 Prenzlau-Angermünde-Schwedt-Templin-Gransee 2-4 


- Richtlinie des Landkreises Uckermark zur Zahlung eines freiwilligen Anteils an den Kosten der Schul- 
träger für Schüler der SEK. I und SEK. Il aus dem Hoheitsgebiet des kreisangehörigen Schulträgers 6 


- Satzung über die Abfallentsorgung des Landkreises Uckermark (Abfallentsorgungssatzung) 
- Neufassung der Satzung für die Schülerbeförderung im Landkreis Uckermark 


- 1. Satzung zur Änderung der Satzung zur Erhebung von Gebühren und Auslagen für amtliche 
Untersuchungen und Hygieneüberwachungen im Vollzug fleischhygienerechtlicher Vorschriften im 
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- Zusammenstellung nach $ 15 Abs. 1 EIGV für das Wirtschaftsjahr 1997 des ZUWU Templin 20 
- Bekanntmachung des Jahresabschlusses 1996 des ZVWU Templin 20 


- Neueintragungen in den Teil I des Verzeichnisses der Denkmale des Landkreises Uckermark 28 
- Hinweis auf eine Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Barnim 28 


- Berufung eines sachkundigen Einwohners für den Umweltausschuß des Kreistages Uckermark 28 
- Berufung eines stellvertretenden Mitglieds für den Polizeibeirat 28 


- Aufnahme eines neuen Mitglieds in den Nahverkehrsbeirat des Landkreises Uckermark 29 
- Erlaß interner Aufgebotverfahren der Sparkasse Uckermark 


 AUFFORDERUNG ZUR EINREICHUNG VON VORSCHLÄGEN FÜR BEISITZER DES 
een ZUR WAHL DES 14. DEUTSCHEN BUNDESTAGES 


AM 27. SEPTEMBER 1998 IM WAHLKREIS 272 


Für die Wahl zum 14. Deutschen Bundestag am 
27.9.1998 ist für den Wahlkreis 272 (Prenzlau- Anger- 
münde- Schwedt- Templin- Gransee) ein Kreiswahlaus- 
schuß zu bilden. Der Kreiswahlausschuß besteht aus 
dem Kreiswahlleiter und 6 Beisitzern. 

Die Beisitzer werden vom Kreiswahlleiter berufen. Ich 
bitte darum, mir Vorschläge für Beisitzer zu unterbrei- 
ten. Für jeden Beisitzer soll auch ein Stellvertreter be- 
nannt werden. Insbesondere fordere ich die Parteien 
auf, Vorschläge zu unterbreiten. 

Die vorgeschlagenen Personen müssen zum Deut- 
schen Bundestag wahlberechtigt sein. Sie dürfen keine 
Wahlbewerber, Vertrauensperson oder stellvertretende 
Vertrauensperson für einen Wahlvorschlag sein. Sie 
dürfen außerdem in keinem anderen Wahlorgan (Wahl- 
ausschüsse, Wahlvorstände oder Briefwahlvorstände) 
Mitglied sein. 

Ich bitte, mir bis zum 30.04.1998 Vorschläge unter An- 


gabe des Namens, Vornamens und der Anschrift der 
vorgeschlagenen Personen unter folgender Anschrift zu 
unterbreiten: 


Kreisverwaltung Uckermark 
Kreiswahlleiter für den Wahlkreis 272 
Herr Streich 

Karl-Marx-Straße 1 

17291 Prenzlau 


(Tel: 03984/ 701610; 
Telefax:03984/ 701399) 


Prenzlau, den 12. März 1998 
Der Kreiswahlleiter für den Wahlkreis 272 


Streich 
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1. Rechtliche Grundlagen 


- „Bundeswahlgesetz“ (nachfolgend: BWG) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 23.7.1993 (BGBl. | 
S.1289, berichtigt S.1594), zuletzt geändert durch Ge- 
setz vom 15.11.1996 (BGBl. | S. 1712) 

- „Bundeswahlordnung“ (nachfolgend: BWO) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 8.3.1994 (BGBl. I S. 
495) 


2. Aufforderung zur Einreichung 


Gemäß $ 32 Abs.1 BWO fordere ich hiermit zur mög- 
lichst frühzeitigen Einreichung von Kreiswahlvorschlä- 
gen für den Wahlkreis 272 zur Wahl des 14. Deutschen 
Bundestages am 27.9.1998 auf. 


3. Wahlkreisabgrenzung 


Gemäß der „Bekanntmachung zur Wahlkreiseinteilung 
für die Wahl zum Bundestag der Bundesrepublik 
Deutschland“ vom 9.7.1997 (BGBl. | S.1691) trägt der 
Wahlkreis 272 die Bezeichnung „Prenzlau - Angermün- 
de - Schwedt - Templin - Gransee“. 
Er umfaßt: 
- vom Landkreis Oberhavel: 
die Ämter Fürstenberg, Gransee und Gemeinden, 
Zehdenick und Gemeinden, die Gemeinde Löwenber- 
ger Land (mit Ausnahme des Gebietes der ehemali- 
gen Gemeinde Teschendorf), 
- vom Landkreis Ostprignitz-Ruppin: 
die Gemeinde Keller (Amt Lindow(Mark)); 
- vom Landkreis Uckermark: 
den gesamten Landkreis mit Ausnahme der Gemeinde 
Bölkendorf (Amt Angermünde-Land). 


4. Voraussetzungen für das Einreichen von Kreis- 
wahlvorschlägen 


4.1 Wahlvorschlagsrecht 

Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach 
Maßgabe des $ 20 BWG von Wahlberechtigten einge- 
reicht werden (8 18 Abs.1 BWG). 


4.2 Beteiligungsanzeige 

Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem 
Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund eigener 
Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens 5 Ab- 
geordneten vertreten waren, können als solche einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie dem Bundes- 
wahlleiter ihre Beteiligung an der Wahl angezeigt haben 
und der Bundeswahlausschuß ihre Parteieigenschaft 
festgestellt hat. Die Beteillgungsanzeige ist bis zum 


AUFFORDERUNG ZUR EINREICHUNG VON KREISWAHLVORSCHLÄGEN ZUR WAHL 
DES 14.DEUTSCHEN BUNDESTAGES AM 27.SEPTEMBER 1998 IM WAHLKREIS 272 
PRENZLAU - ANGERMUNDE - SCHWEDT - TEMPLIN - GRANSEE) 


29.06.1998 (= 90. Tag vor der Wahl) beim Bundeswahl- 
leiter, Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden 
einzureichen. In der Beteiligungsanzeige ist anzugeben, 
unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl be- 
teiligen will. Die Anzeige muß von mindestens 3 Mitglie- 
dern des Bundesvorstandes, darunter dem Vorsitzen- 
den oder seinem Stellvertreter, persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein. Hat die Partei keinen 
Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils ober- 
sten Parteiorganisation an die Stelle des Bundesvor- 
standes. Die schriftliche Satzung und das schriftliche 
Programm der Partei sowie ein Nachweis über die sat- 
zungsgemäße Bestellung des Vorstandes sind der An- 
zeige beizufügen ($ 18 Abs.2 BWG). 


5. Einreichungstfrist und Einreichungsstelle 


Kreiswahlvorschläge für den Wahlkreis 272 sind bis 
zum 23.07.1998, 18.00 Uhr, (=66. Tag vor der Wahl) 
einzureichen bei: Kreisverwaltung Uckermark, Kreis- 
wahlleiter für den Wahlkreis 272, Karl-Marx-Straße 1, 
17291 Prenzlau. ($ 19 BWG) 


6 .Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 


6.1 Bewerber 


Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Be- 
werbers enthalten. Jeder Bewerber kann nur in einem 
Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag be- 
nannt werden. Als Bewerber kann nur vorgeschlagen 
werden, wer seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt 
hat; die Zustimmung ist unwiderruflich ($ 20 Abs.1 
BWG). 


6.2 Kreiswahlvorschläge von Parteien 


6.2.1 Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von 
mindestens 3 Mitgliedern des Vorstandes des Landes- 
verbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem 
Stellvertreter, persönlich und handschriftlich unterzeich- 
net sein. Hat eine Partei keinen Landesverband, so ist 
der Kreiswahlvorschlag von den Vorständen der 
nächstniedrigeren Gebietsverbände, in deren Bereich 
der Wahlkreis liegt, entsprechend zu unterzeichnen. Die 
Unterschriften des einreichenden Vorstandes genügen, 
wenn er innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, daß 
dem Landeswahlleiter eine schriftliche, dem Satz 1 ent- 
sprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstän- 
de vorliegt ($ 20 Abs.2 BWG; 8 34 Abs.2 BWO). 

6.2.2 Kreiswahlvorschläge der in $ 18 Abs.2 BWG ge- 
nannten Parteien (vgl. Nr. 4.2 dieser Bekanntmachung) 
müssen außerdem von mindestens 200 Wahlberechtig- 
ten des Wahlkreises 272 persönlich und handschriftlich 
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unterzeichnet sein ($ 20 Abs.2 BWG). Die Unterschrif- 
ten sind nur auf den vom Kreiswahlleiter herausgegebe- 
nen Formblättern (Anlage 14 BWO) zu erbringen. Die 
Wahlberechtigung muß zum Zeitpunkt der Unter- 
schriftsleistung gegeben sein und ist bei Einreichung 
des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen. Das Erforder- 
nis von 200 Unterstützungsunterschriften gilt nicht für 
Kreiswahlvorschläge von Parteien nationaler Minderhei- 
ten. (8 20 Abs.2 BWG) 


6.3 Andere Kreiswahlvorschläge 


6.3.1 Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben 3 Un- 
terzeichner des Wahlvorschlages ihre Unterschriften 
auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten ($ 34 
Abs.3 BWO). 

6.3.2 Andere Kreiswahlvorschläge müssen von minde- 
stens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises 272 per- 
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Die Un- 
terschriften sind nur auf den vom Kreiswahlleiter 
herausgegebenen Formblättern (Anlage 14 BWO) zu 
erbringen. Die Wahlberechtigung muß zum Zeitpunkt 
der Unterschriftsleistung gegeben sein und ist bei Ein- 
reichung des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen. 


6.4 Form der Kreiswahlvorschläge 

Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anla- 
ge 13 zur BWO eingereicht werden. Er muß enthalten: 

- Familienname, Vornamel/n, Beruf oder Stand, Tag der 
Geburt, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) des 
Bewerbers; 

- Name der einreichenden Partei und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; bei anderen 
Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort. 

Er soll ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson nach & 22 
BWG enthalten. ($ 20 Abs.4 BWG; 8 34 Abs.1 BWO) 


6.5 Aufstellung von Parteibewerbern 


6.5.1 Als Bewerber einer Partei kann in einem Kreis- 
wahlvorschlag nur benannt werden, wer in einer Mitglie- 
derversammlung zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers 
oder in einer besonderen oder allgemeinen Vertreter- 
versammlung hierzu gewählt worden ist. An der Kandi- 
datenaufstellung dürfen sich nur solche Mitglieder bzw. 
Vertreter beteiligen, die zum Zeitpunkt der Wahlver- 
sammlung wahlberechtigt zum Deutschen Bundestag 
sind ($ 21 Abs.1 BWG). 

6.5.2 Die Bewerber sowie die Vertreter für die Vertreter- 
versammlungen sind in geheimer Abstimmung zu 
wählen. Die Wahlen für die Vertreter durften frühestens 
23 Monate (also ab 11.10.1996), die Wahlen für die Be- 
werber frühestens 32 Monate (also ab 11.07.1997) 
nach Beginn der Wahlperiode des 13. Deutschen Bun- 
destages stattfinden (821 Abs.3 BWG). 

6.5.3 Im übrigen gilt für die Stimmberechtigung die Sat- 
zung der jeweiligen Partei ($ 21 Abs.5 BWG). 


6.6 Unterstützungsunterschriften 

Muß ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahl- 
berechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein, so 
sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach 
Anlage 14 der BWO unter Beachtung folgender Vor- 
schriften zu erbringen: 

6.6.1 Die Formblätter werden auf Anforderung vom 
Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung 
sind Familienname, Vorname/n und Anschrift (Haupt- 
wohnung) des Wahlkreisbewerbers anzugeben. Als 
Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlages sind 
außerdem bei Parteien deren Name und Kurzbezeich- 
nung, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kenn- 
wort anzugeben. Diese Bezeichnungen werden vom 
Kreiswahlleiter im Kopf der Formblätter vermerkt. Par- 
teien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in ei- 
ner Mitglieder- oder Vertreterversammlung nach $ 21 
BWG zu bestätigen ($ 34 Abs.4 Nr.1 BWO). 

6.6.2 Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvor- 
schlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem 
Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen. 
Neben der Unterschrift sind Familienname, Vorname/n, 
Tag der Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) des Un- 
terzeichners sowie der Tag der Unterzeichnung anzu- 
geben ($ 34 Abs.4 Nr.2 BWO). 

6.6.3 Für jeden Unterzeichner hat die Gemeindebehör- 
de (Amts- bzw. Stadtverwaltung), in deren Wählerver- 
zeichnis er eingetragen ist, zu bestätigen, daß er zum 
Zeitpunkt der Unterzeichnung im Wahlkreis 272 wahl- 
berechtigt ist. Die Bestätigung kann auf dem Formblatt 
selbst oder gesondert erfolgen; gesonderte Bescheini- 
gungen das Wahlrechtes sind vom Träger des Kreis- 
wahlvorschlages mit den Unterstützungsunterschriften 
zu verbinden ($ 34 Abs.4 Nr.3 BWO). 

6.6.4 Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvor- 
schlag unterzeichnen. Hat jemand mehrere Kreiswahlvor- 
schläge unterzeichnet, so sind seine Unterschriften auf al- 
len Kreiswahlvorschlägen ungültig ($ 34 Abs.4 Nr.4 BWO). 
6.6.5 Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach 
Aufstellung des Bewerbers durch eine Mitglieder- bzw. 
Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher gelei- 
stete Unterschriften sind ungültig ($ 34 Abs.4 Nr.5 BWO). 


7. Anlagen zum Kreiswahlvorschlag 


Dem Kreiswahlvorschlag (Anlage 13 zur BWO) sind so- 
mit beizufügen: 

- eine Erklärung des Bewerbers, daß er seiner Kandida- 
tur zustimmt (Anlage 15 BWO- Zustimmungserklärung); 
- eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehör- 
de, daß der Bewerber wählbar ist (Anlage 16 BWO- Be- 
scheinigung der Wählbarkeit); 

- bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausferti- 
gung der Niederschrift über die Beschlußfassung der 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der der Be- 
werber aufgestellt worden ist, mit den nach $ 21 Abs.6 
BWG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides 
Statt; die Niederschrift soll nach dem Muster der An- 
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lage 17 BWO gefertigt, die Versicherung an Eides 
statt nach dem Muster der Anlage 18 BWO abgege- 
ben werden; 

- soweit erforderlich, die Unterstützungsunterschrif- 
ten mit Bescheinigung des Wahlrechtes der Unter- 
zeichner (Anlage 14 BWO); 

- soweit erforderlich der Nachweis, daß dem Landes- 
wahlleiter eine schriftliche Vollmacht der anderen be- 
teiligten Vorstände vorliegt. 


8, Bereitstellung der Formblätter und Rückfragen 


Alle geforderten Formblätter werden kostenfrei vom 
Kreiswahlleiter bereitgestellt. Anforderungen sowie 
Rückfragen über: 
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Kreisverwaltung Uckermark 
Kreiswahlleiter für den Wahlkreis 272 
Herr Streich 

Karl-Marx-Straße 1 

17291 Prenzlau 

Telefon: (03984) 701610 

Telefax: (03984) 701399 


Prenzlau, den 12.März 1998 


Der Kreiswahlleiter für den Wahlkreis 272 


Streich 


JUGENDFÖRDERPLAN DES LANDKREISES UCKERMARK 


Die Abgeordneten des Kreistages Uckermark ha- 
ben in ihrer Sitzung am 18.02.1998 den Jugend- 
förderplan des Landkreises Uckermark beschlos- 
sen. 


Ziele der Jugendförderung 


Um den Kindern und Jugendlichen im Landkreis 
Uckermark die Teilnahme am gesellschaftlichen Le- 
ben zu ermöglichen, sie dafür zu motivieren und zu 
aktivieren, sind Rahmenbedingungen zu schaffen. 
Die Förderung ist eine Möglichkeit, selbstbestimmtes 
Agieren von Kindern und Jugendlichen zu unterstüt- 
zen. 

Kinder und Jugendliche benötigen außerhalb der Fa- 
milie ein Feld sozialen Lernens, das ihnen die eigen- 
verantwortliche Entwicklung ihrer Persönlichkeit und 
das Hineinwachsen in die Gesellschaft erleichtert. 
Des weiteren sollen die Kinder und Jugendlichen Er- 
fahrungsräume und Lernfelder außerhalb von Eltern- 
haus, Schule und Beruf angeboten werden, in denen 
sie keinen Zwängen oder Vorgaben ausgesetzt sind. 
Sie sollen die Möglichkeit haben, sich in Gruppen zu- 
sammenzufinden, Freizeit zu verbringen, Aktivitäten 
nachzugehen, zu reden, zu spielen, Sport zu treiben 
und Freude zu haben. 

Der Auftrag und die Ziele für die Jugendlichen sind 
aus den 88 11-14 Jugendarbeit, Förderung der Ju- 
gendverbände, Jugendsozialarbeit sowie Erzieheri- 
scher Kinder- und Jugendschutz - SGB VIII abzulei- 
ten. 


1. Jugendarbeit 


Jugendarbeit soll an den Interessen junger Men- 
schen anknüpfen und von ihnen mitbestimmt und 
mitgestaltet werden sowie sie zur Selbstbestimmung 
befähigen und zu sozialem Engagement anregen 
und hinführen. 

Ziel der Jugendarbeit ist eine bessere Ausgestaltung 
der Förderung von bedarfsgerechten Maßnahmen/An- 
geboten durch den öffentlichen Träger auf der Grund- 
lage der in der Jugendhilfeplanung ermittelten Be- 
darfslage. 

Die Möglichkeit der Mitbestimmung und Mitgestal- 
tung und des gemeinsamen Tätigseins und Zusam- 
menlebens von Kindern und Jugendlichen in der 
Uckermark sind zu entwickeln. Den Kindern und Ju- 
gendlichen ist entsprechend ihres Entwicklungsstan- 
des Verantwortung zu übertragen. 

Die Angebote sind bedarfsgerecht entsprechend den 
Bedürfnissen von Kindern und Jugendlichen zu ge- 
stalten und zu erhalten. Bei Gleichwertigkeit der An- 
gebote sind bestehende Angebote zu nutzen und 
weiterentwickeln. 

Die Angebote sind innerhalb der Jugendhilfe zu ver- 
netzen und mit Angeboten außerhalb der jugendhilfe 
zu verknüpfen. Bei den Maßnahmen der Jugendar- 
beit und Jugendsozialarbeit ist die Pluralität sowohl 
bei der Trägervielfalt als auch bei den inhaltlichen 
Angeboten zu beachten. Die multifunktionale Nut- 
zung von Einrichtungen ist zu fördern. 
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Die Integration von Behinderten, ausländischen Kin- 
dern und Jugendlichen, sozial Benachteiligten ist zu 
fördern. Eigeninitiativen von Kindern und Jugendli- 
chen sind zu unterstützen. Die Ehrenamtlichkeit in der 
Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit ist zu fördern. 


2. Förderung der Jugendverbände 


Gemäß $ 12 Abs. 1 in Verbindung mit $ 74 SGB VIll 
ist die eigenverantwortliche Tätigkeit der Jugendver- 
bände und Jugendgruppen unter Wahrung ihres sat- 
zungsgemäßen Eigenlebens zu fördern. Neben der 
Bereitstellung von finanziellen Mitteln ist eine perso- 
nelle (z. B. Beratung) oder sachliche Hilfe (z. B. Be- 
reitstellung von Räumen und Material) zu leisten. 
Eine Förderung ist nicht davon abhängig, ob sich der 
Verband der gesamten Breite oder bestimmten Fel- 
dern der Jugendarbeit widmet. 


3. Jugendsozialarbeit 


Jugendsozialarbeit, zwischen allgemeiner Jugendför- 
derung und individueller Erziehungshilfe angesiedelt, 
soll benachteiligten jungen Menschen sozialpädago- 
gische Hilfestellung im Rahmen der schulischen und 
beruflichen Ausbildung, der beruflichen Tätigkeit so- 


AUSWEISUNG DER AUFWENDUNGEN FÜR DIE LEISTUNGSBEREICHE JUGENDARBEIT UND 
JUGENDSOZIALARBEIT DES ORTLICHEN TRAGERS DER ÖFFENTLICHEN JUGENDHILFE 

Leistungsbereich 1997 (in DM) 1998 (in DM) 1999 (in DM) 2000 (in DM) 
Jugendarbeit 784.550 959.827 963.597 967.636 
Jugendsozialarbeit 28.850 150.020 177.139 193.295 
Erzieherischer Kinder- 
und Jugendschutz 20.000 20.000 20.000 20.000 
Jugendverbandsarbeit 20.000 20.000 20.000 20.000 
Gesamt 853.400 1.149.847 1.180.736 1.200.391 


Bei der Auswertung der Aufwendungen sind die an- 
teiligen Personalkosten des Landkreises Uckermark 
gemäß Richtlinien des Ministeriums für Bildung, Ju- 
gend und Sport - Personalkostenförderung von sozi- 
alpädagogischen Fachkräften in der Jugendarbeit 
und Jugendsozialarbeit - auf der Grundlage der 
Kreistagsbeschlüsse DS-Nr. 659/96, DS-Nr. 753/96 
und DS-Nr. 165/97 in den Leistungsbereichen Ju- 
gendarbeit und Jugendsozialarbeit enthalten. 

Um Anträge für Maßnahmen der Jugendarbeit, Ju- 
gendsozialarbeit, des erzieherischen Kinder- und Ju- 


wie zur sozialen Integration geben. Jugendsozialar- 
beit wendet sich nur an solche junge Menschen, die 
im Prozeß der beruflichen und sozialen Integration in 
erhöhte Maße auf Unterstützung angewiesen sind. 
Ziel der Jugendsozialarbeit ist es, Angebote entspre- 
chend den Notwendigkeiten der schulischen, berufli- 
chen und sozialen Unterstützung junger Menschen 
durch die Jugendhilfe detailliert zu regeln und ihre 
Bedeutung durch eigenständige, verbesserte Nor- 
mierung herauszustellen. 


4. Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 


Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz steht in 
enger Verbindung zur Jugendarbeit und ergänzt die- 
ses Arbeitsfeld. Zentraler Begriff des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes ist Prävention. 

Die Maßnahmen sollen: 

1. junge Menschen befähigen, sich vor gefährdenden 
Einflüssen zu schützen und sie zu Kritikfähigkeit, Ent- 
scheidungsfähigkeit und Eigenverantwortlichkeit sowie 
zur Verantwortung gegenüber ihren Mitmenschen 
führen, 

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte besser 
befähigen, Kinder und jugendliche vor gefährdenden 
Einflüssen zu schützen. 


gendschutzes einheitlich und schnell bearbeiten zu 
können, ist durch den Kreistag Uckermark eine 
Richtlinie zur Förderung der Jugendarbeit im Land- 
kreis Uckermark beschlossen worden. 

Mit dieser Richtlinie wird auch erreicht, daß die Ju- 
gendvereine, -verbände, -gruppen und -initiativen 
aus dem Zuständigkeitsbereich des Jugendamtes 
Uckermark ihre Maßnahmen und Veranstaltungen 
langfristig mit einer entsprechenden finanziellen Un- 
terstützung im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel planen und durchführen können. 
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RICHTLINIE DES LANDKREISES UCKERMARK ZUR ZAHLUNG EINES FREIWILLIGEN 
ANTEILS AN DEN KOSTEN DER SCHULTRÄGER FÜR SCHÜLER DE K. 


SEK. II AUS DEM HOHEITSGEBIET DES KREISANGEHÖRIGEN SCt ULTRÄGERS 
(RL - FRZGSCHKO) 


1. Zuwendungszweck 


Kreisangehörigen Schulträgern von weiterführenden 
allgemeinbildenden Schulen gewährt der Landkreis 
Uckermark nach dieser Richtlinie und allgemeingülti- 
ger Verwaltungsvorschriften Zuwendungen als frei- 
willige Leistung des Landkreises. Damit soll ein an- 
gemessener jährlicher Ausgleichsbetrag zur 
Finanzierung der laufenden Kosten für die Schüler 
bereitgestellt werden, für die nach dem Brandenbur- 
gischen Schulgesetz (BbgSchulG) vom kreisan- 
gehörigen Schulträger keine Schulkostenbeitragsfor- 
derung erhoben werden kann. 

Die Zuwendung erfolgt im Rahmen der zur Verfü- 
gung stehenden Haushaltsmittel und in Anwendung 
der Rahmenbedingungen nach dieser Richtlinie. Ein 
Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendungen 
besteht nicht. 


2. Geltungsbereich 


Die Richtlinie gilt für kreisangehörige Schulträger von 
weiterführenden allgemeinbildenden Schulen im Ge- 
biet des Landkreises Uckermark und hierbei nur für 
die Sek. I- und Sek. II-Schüler aus dem Hoheitsge- 
biet des kreisangehörigen Schulträgers. 


3. Umfang und Höhe der Zuwendung 


Als Basisschülerzahl zur Berechnung dient die Zahl 
der Schüler, die in der amtlichen Schulstatistik des 
Landes veröffentlicht wird und im Jahr vor der Zah- 
lung zum ausgewiesenen Stichtag ermittelt wurde. 
Die Zahlungen erfolgen nur für Schüler der Sek. I 
und Il, die im Hoheitsgebiet des kreisangehörigen 
Schulträgers zu diesem Zeitpunkt den Wohnsitz ha- 
ben. 

Die Zuwendungshöhe in DM/Schüler/Jahr/Schule er- 
gibt sich auf der Basis der Ist-Schulkosten, die nach 
8 116 Abs. 2 Satz 1 BbgSchulG aus dem Haushalts- 
jahr, das dem Jahr der Auszahlung vorausgeht, er- 
mittelt wurden. Investive Baukosten und allgemeine 


Verwaltungskosten (z. B. Schülverwallungssmb wer- 
den, soweit sie Bestandteil der anrechenbaren 
Schulkosten sind, vorab abgesetzt und sind somit 
nicht Bestandteil des Basisbetrages. 

Von den auf dieser Basis festgestellten anrechenba- 
ren Schulkosten (Basisbetrag in DM/ Schüler/ 
Jahr/Schule werden 75 v. H. als Rechengröße ermit- 
telt. Von dieser Rechengröße ist der Schullastenaus- 
gleich nach dem Gemeindefinanzierungsgesetz für 
das Zuwendungsjahr abzuziehen. Der so ermittelte 
Betrag in DM/Schüler/Jahr/Schule multipliziert mit 
der It. Schulstatistik ausgewiesenen Schülerzahl wird 
den kreisangehörigen Schulträgern als freiwillige Lei- 
stung durch den Landkreis Uckermark ausgezahlt. 


4. Voraussetzungen und Zeitpunkte für die 
Zahlung dieser Zuwendung 


Auf der Grundlage der amtlichen Schulstatistik haben 
die kreisangehörigen Schulträger die Schüleranzahl 
nach Wohnsitzgemeinden bis zum 15. März dem 
Landkreis mitzuteilen. Weiterhin haben die kreisan- 
gehörigen Schulträger bis zum 15. März die Ist- 
Schulkostenabrechnung nach $ 116 Abs. 2 Satz 1 - 
BbgSchulG für das vergangene Haushaltsjahr/Schu- 
le beim Landkreis nachvollziehbar vorzulegen. 

Die freiwillige Leistung des Landkreises wird dann je- 
weils zum 15. April und 15. Oktober des laufenden 
Zuwendungsjahres in gleichen Beträgen unmittelbar 
ausgezahlt. Bei amtsangehörigen Schulträgern er- 
folgt die Auszahlung an die Ämter. 


5. Inkrafttreten 
Diese Richtlinie tritt am 01.01.1998 in Kraft. 


Prenzlau, den 19.02.1998 


Dr. Benthin 
Landrat 
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SATZUNG ÜBER DIE ABFALLENTSORGUNG DES LANDKREISES UCKERMARK 


(ABFALLENTSORGUNGSSATZUNG) 


Aufgrund der $$ 5 und 6 der Landkreisordnung für das 
Land Brandenburg (LKrO) vom 15.10.1993 (GVBl. Bbg. |, 
S. 398, 433) in der z.Z. geltenden Fassung (GVBl | S. 34) 
und gemäß $ 8 des Brandenburgischen Abfallgesetzes 
vom 06.06.1997 - BbgAbfG - (GVBl. Bbg. |; S. 40-57) hat 
der Kreistag des Landkreises Uckermark in seiner Sitzung 
am 25. März 1998 folgende Satzung über die Abfallent- 
sorgung beschlossen: 


81 


Grundsätze 


(1) Der Landkreis entsorgt die in seinem Gebiet ange- 


fallenen und überlassenen Abfälle im Rahmen der Ge-: 


setze nach Maßgabe dieser Satzung. 

(2) Jeder soll durch sein Verhalten dazu beitragen, daß 

- Abfälle vermieden, 

- nicht vermeidbare Abfälle verwertet, 

- nicht verwertbare Abfälle umweltverträglich beseitigt 
werden. 


82 
Aufgaben der Abfallentsorgung 


(1) Der Landkreis betreibt die Abfallentsorgung im Rah- 
men seiner Pflichten nach $ 15 Kreislaufwirtschafts-und 
Abfallgesetz (KrW-/AbfG) als öffentliche Einrichtung. Zu 
den öffentlichen Einrichtungen zählen auch die Deponi- 
en Pinnow, Prenzlau und Milmersdorf. Diese werden 
als Eigenbetrieb des Landkreises Uckermark betrieben. 
(2) Die Abfallentsorgung umfaßt nach Maßgabe des 
Abfallwirtschaftskonzeptes insbesondere Maßnahmen 
zur Vermeidung von Abfällen, das Gewinnen von Stof- 
fen oder Energie aus Abfällen (Abfallverwertung) und 
das Einsammeln, Befördern, Behandeln, Lagern und 
Ablagern von Abfällen. Die Entsorgungspflicht bezieht 
sich unter den Voraussetzungen von $& 15 Abs. 4 KrW- 
/AbfG und 8 4 BbgAbfG auch auf die in unzulässiger 
Weise abgelagerten Abfälle. Gemeinnützige und ge- 
werbliche Sammlungen werden vom Landkreis mit der 
öffentlichen Abfallentsorgung abgestimmt. 

(3) Der Landkreis kann zuverlässige Dritte mit der Erfül- 
lung seiner Pflichten beauftragen. 

(4) Das Einsammeln und Befördern der Abfälle für das 
Gebiet der Stadt Schwedt/Oder erfolgt gemäß $ 12 Bb- 
gAbfG durch die Stadt Schwedt/Oder selbst. 

(5) Der Landkreis berät und informiert über Möglichkei- 
ten der Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von 
Abfällen. Die Erzeuger und Besitzer von Abfällen aus 
anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltun- 
gen werden auf die Nutzung von möglichst hochwerti- 
gen Verwertungskapazitäten hingewiesen. 


83 
Abfallvermeidung 


(1) Jeder Benutzer der öffentlichen Abfallentsorgungs- 
einrichtungen des Landkreises hat die Menge der bei 
ihm anfallenden Abfälle und ihren Schadstoffgehalt so 
gering wie nach den Umständen möglich und zumutbar 
zu halten. 

(2) Der Landkreis wirkt bei der Gestaltung von Arbeits-ab- 
läufen in seinen Dienststellen und Einrichtungen und der 
Erfüllung seiner Aufgaben, insbesondere im Beschaf- 
fungs- und Auftragsvergabewesen sowie bei Bauvorha- 
ben darauf hin, daß möglichst wenig und möglichst schad- 
stoffarmer Abfall entsteht und die Wiederverwendung und 
Wiederverwertung gefördert wird. 

(3) Der Landkreis wirkt darauf hin, daß bei Veranstal- 
tungen in seinen Einrichtungen und auf seinen Grund- 
stücken einschließlich öffentlicher Verkehrs-flächen 
Speisen und Getränke nur in wiederverwendbaren, ggf. 
pfandpflichtigen Behältnissen und mit wiederverwend- 
baren Bestecken abgegeben werden, soweit nicht 
Gründe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung entge- 
genstehen. Dies gilt auch für Märkte. 


84 
Ausgeschlossene Abfälle 


(1) Von der Abfallentsorgung durch den Landkreis sind 

ausgeschlossen: 

1. besonders überwachungsbedürftige Abfälle i. S. d. 

Verordnung zur Bestimmung von besonders überwa- 

chungsbedürftigen Abfällen, soweit es sich nicht um Ab- 

fälle aus privaten Haushaltungen oder geringe Mengen 

aus anderen Herkunftsbereichen handelt, die gemäß $ 

16 entsorgt werden, 

2. Abfälle, die der Rücknahmepflicht aufgrund der Ver- 

packungsverordnung oder einer nach $ 24 KrW-/AbfG 

erlassenen Rechtsverordnung unterliegen, soweit ent- 

sprechende Rücknahmeeinrichtungen tatsächlich zur 

Verfügung stehen. 

(2) Vom Einsammeln und Befördern durch den Land- 

kreis sind die Abfälle ausgeschlossen, die wegen ihrer 

Art oder Menge nicht gemeinsam mit dem Hausmüll 

und hausmüllähnlichen Gewerbeabfall eingesammelt 

und transportiert werden können: 

1. Bauabfälle, 

2. Sperrmüll, der nicht den Erfordernissen des $ 17 die- 
ser Satzung genügt, 

3. Aschen in mehr als haushaltsüblich anfallenden 
Mengen, 

4. Fahrzeugwracks und Autoteile, 

5. Klärschlamm. 
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(3) Abweichend von Abs. 1 und Abs. 2 kann der Land- 
kreis mit Zustimmung der zuständigen Behörde allge- 
mein durch amtliche Bekanntmachung oder im Einzelfall 
durch Anordnung Abfälle von der Entsorgung insgesamt 
oder vom Einsammeln und Befördern ausschließen oder 
einen solchen Ausschluß wieder aufheben. Bis zur end- 
gültigen Entscheidung über den Ausschluß hat der Besit- 
zer die Abfälle so zu lagern, daß das Wohl der Allge- 
meinheit nicht beeinträchtigt wird. 

(4) Von der Entsorgung nach Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 
ausgeschlossene Abfälle dürfen nicht mit anderen Ab- 
fällen vermischt werden. 

(5) Soweit Abfälle von der Entsorgung durch den Land- 
kreis nach Abs. 1 oder Abs. 3 vollständig von der Ent- 
sorgung ausgeschlossen sind, dürfen sie den Einrich- 
tungen .der öffentlichen Abfallentsorgung nicht 
überlassen werden. Der Besitzer dieser Abfälle ist zu 
ihrer ordnungsgemäßen Entsorgung verpflichtet (88 4 
bis 6 und 11 des KrW-/AbfG). 

(6) Soweit das Einsammeln und Befördern von Abfällen 
nach Abs. 2 oder Abs. 3 ausgeschlossen ist, aber 
gemäß $ 13 Abs. 1 KrW-/AbfG für diese Abfälle eine 
Überlassungspflicht besteht, sind sie einer im Landkreis 
zugelassenen Abfallentsorgungsanlage anzudienen. 

(7) Der Landkreis kann allgemein durch amtliche Be- 
kanntmachung oder durch Anordnung im Einzelfall eine 
Andienung zu anderen Abfallentsorgungsanlagen oder 
Annahmestellen bestimmen. Die Benutzung der Abfal- 
lentsorgungsanlagen bzw. Annahmestellen bemißt sich 
nach den jeweiligen Benutzungsbedingungen. In den 
Benutzungsbedingungen können für die Annahme be- 
stimmter Abfälle nach Art und Menge Beschränkungen 
vorgesehen sowie eine Vorbehandlung verlangt wer- 
den, soweit der ordnungsgemäße Betrieb der entspre- 
chenden Abfallentsorgungsanlage dies erfordert. 


85 


Anschluß- und Benutzungszwang/-recht 


(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet des Landkreises 
liegenden Grundstücks, auf dem nach Maßgabe dieser 
Satzung Abfälle zur Entsorgung anfallen können, ist 
verpflichtet, sein Grundstück an die öffentliche Abfal- 
lentsorgung anzuschließen (Anschlußzwang). Im Rah- 
men des Anschlußzwangs ist jeder Eigentümer berech- 
tigt, den Anschluß seines Grundstücks an die 
Abfallentsorgung des Landkreises zu verlangen (An- 
schlußrecht). Den Grundstückseigentümern stehen an- 
dere zur Nutzung des Grundstücks bzw. der Gebäude 
dinglich Berechtigte sowie, in Fällen ungeklärter Eigen- 
tumsverhältnisse, die zur Verwaltung des Grundstücks 
Befugten gleich. 

(2) Die Anschlußpflichtigen sowie alle anderen Erzeu- 
ger und Besitzer von Abfällen, für die eine Überlas- 
sungspflicht im Sinne des $ 13 Abs. 1 KrW-/AbfG be- 
steht, sind verpflichtet, die Abfallentsorgung des 
Landkreises nach Maßgabe dieser Satzung zu benut- 
zen (Benutzungszwang). In diesem Rahmen sind sie 
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zur Benutzung der Abfallentsorgung berechtigt (Benut- 
zungsrecht). 

(3) Als Grundstück im Sinne dieser Satzung gilt jeder 
zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständi- 
ge wirtschaftliche Einheit bildet, ohne Rücksicht auf die 
Grundbuch- oder Katasterbezeichnung. 

(4) Der Anschlußpflichtige hat auf seinem Grundstück 
nach Maßgabe von & 14 KrW-/AbfG alle Maßnahmen 
zu treffen bzw. zu dulden, die erforderlich sind, um eine 
ordnungsgemäße Abfallentsorgung sicherzustellen. 


86 


Ausnahmen vom Anschlußzwang 


(1) Der Anschlußzwang nach 8 5 entfällt, wenn auf dem 
Grundstück Abfälle, die nach 8 13 Abs. 1 KrW-/AbfG 
dem Landkreis zur Einsammlung zu überlassen sind, 
nicht anfallen können und dies vom Grundstücks-ei- 
gentümer oder ihm nach $ 5 Abs. 1 Satz 3 gleichge- 
stellten Personen gegenüber dem Landkreis schriftlich 
angezeigt wird. Eine teilweise Ausnahme vom An- 
schlußzwang bezüglich einzelner Abfallarten tritt nur 
ein, wenn diese in gesonderten Abfallbehältnissen er- 
faßt werden. 

(2) Der Anzeige über eine Ausnahme vom Anschluß- 
zwang wegen Beseitigung von Abfällen aus anderen 
Herkunftsbereichen in eigenen Anlagen gemäß & 13 
Abs. 1 KrW-/AbfG ist die Genehmigung der jeweiligen 
Anlage sowie die beim Landkreis erhältliche „Erklärung 
zur Beseitigung von Abfällen in eigenen Anlagen“ unter- 
schrieben beizufügen. 

(3) Das Benutzungsrecht entfällt in dem Umfang, in 
dem eine Ausnahme vom Anschlußzwang besteht. 

(4) Der Landkreis kann Stichprobenkontrollen durch- 
führen, um zu überprüfen, ob auf dem Grundstück 
tatsächlich keine Abfälle, für die eine Ausnahme vom 
Anschlußzwang besteht, anfallen können. 

(5) Die Ausnahmegenehmigung gilt jeweils bis zum Ab- 
lauf des Kalenderjahres. Der Antrag soll spätestens 6 
Wochen vor Jahresbeginn beim Landkreis gestellt wer- 
den. 

(6) Eine Überlassungspflicht von Bioabfällen aus priva- 
ten Haushalten an zugelassene Kompostierungsan-la- 
gen besteht nur, soweit der Erzeuger oder Besitzer die- 
ser Abfälle zu einer Eigenkompostierung nicht in der 
Lage ist oder diese nicht beabsichtigt. 


87 
Abfalltrennung 


(1) Um eine Abfallverwertung zu ermöglichen, sind fol- 
gende Stoffe getrennt zu entsorgen: 

1. Altpapier, Pappe, Kartonagen, 

2. Altglas, getrennt nach Grün-, Braun- und Weißglas, 

3. Leichtstofffraktion, 

4. Klärschlamm, 

5. Metalle; haushaltstypischer Schrott, 

6. Bauabfälle, 
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7. Elektrogeräte, 
8. geringe Mengen besonders überwachungsbedürfti- 
ger Abfälle, 
9. Sperrmüll, 
10. sonstiger Hausmüll und hausmüllähnliche Gewerbe- 
abfälle (Restabfall). 
(2) Kompostierbare Abfälle sollen nach den jeweils im 
Landkreis Uckermark angebotenen Möglichkeiten ge- 
trennt entsorgt werden. 
(3) Die Stoffe nach Abs. 1 sind getrennt bereitzuhalten 
und dem Landkreis nach Maßgabe dieser Satzung zu 
überlassen. Werden Abfälle überlassen, bei denen ver- 
wertbare Stoffe nach Abs. 1 mit nicht verwertbaren Be- 
standteilen vermischt wurden, so ist der Landkreis be- 
rechtigt, eine Trennung der verwertbaren Bestandteile 
auf Kosten des Abfallbesitzers durchzuführen. 


88 
Altpapier, Pappe, Kartonagen 


(1) Abfälle, die ausschließlich aus Papier, Pappe oder 
Kartonagen bestehen und nicht verunreinigt sind (Altpa- 
pier), sind in den dafür zugelassenen Abfall-behältern 
oder an den vom Landkreis öffentlich bekanntgegebe- 
nen Sammelstellen zu überlassen. 

(2) Die Bereitstellung des in den blauen Tonnen gesam- 
melten Altpapiers hat zu den vom Landkreis bekanntge- 
gebenen Abfuhrtagen zu erfolgen. 

(3) Die Ablagerung von Altpapier und sonstigen Abfäl- 
len neben Sammelbehältern für Papier ist verboten. 

(4) Die Besitzer von Altpapier gemäß $ 3 Abs.1 Ziff. 1 
und 3 der Verpackungsverordnung (Transport- und Um- 
verpackungen) aus Gewerbebetrieben können das Alt- 
papier bei im Landkreis zugelassenen Entsorgern anlie- 
fern. Bei der Anlieferung sind folgende Nachweise zu 
führen: 

1. Nachweis über den Hersteller oder den Vertreiber 
der Verpackung 

2. Bei Nutzung als Transportverpackung: Nachweis 
über die erfolglosen Bemühungen, die Rücknahme- 
pflicht des Herstellers oder des Vertreibers nach $ 4 
Verpackungsverordnung durchzusetzen. 


89 
Altglas 


(1) Abfälle aus Hohlglas (z. B. Flaschen und Gläser oh- 
ne Verschlüsse, nicht jedoch Fensterglas, Spiegelglas 
oder Bildröhren usw.) sind getrennt nach Farben in den 
dafür zugelassenen Abfallbehältern oder an den vom 
Landkreis öffentlich bekanntgegebenen Sammelstellen 
zu überlassen. 

(2) Die Ablagerung von Altglas oder sonstigen Abfällen 
neben den Glassammelbehältern ist verboten. Sammel- 
behälter dürfen nur in der in der Ortssatzung bekannt- 
gegebenen Zeit benutzt werden. 


810 
Leichtstoffraktion 


(1) Abfälle aus der Leichtstofffraktion sind in den dafür 
zugelassenen Abfallbehältern an den zentralen Sam- 
melstellen zu entsorgen. Die Bereitstellung der in gel- 
ben Säcken oder Tonnen gesammelten Leichtstofffrak- 
tion hat zu den vom Landkreis bekanntgegebenen 
Abfuhrtagen zu erfolgen. 

(2) Die Ablagerungen von sonstigen Abfällen neben 
den sowie in den Behältern ist verboten. 


811 
Kompostierbare Abfälle 


(1) Biologisch verwertbare Gartenabfälle, z. B. Laub, 
Gras, Baum- und Strauchschnitt sowie biologisch ver- 
wertbare Küchenabfälle, z. B. Obst-, Gemüse- und son- 
stige Speisereste, können nach der Maßgabe der Ab- 
fallkompost- und Verbrennungsverordnung auf dem 
Grundstück, auf dem sie anfallen, kompostiert werden 
(Eigenkompostierung). Nachbarn können die Eigen- 
kompostierung gemeinsam betreiben. 

(2) Die unter Abs.1 genannten kompostierbaren Abfälle, 
die nicht selbst kompostiert werden, sollen bei den im 
Landkreis zugelassenen Kompostieranlagen angeliefert 
werden. 

(3) Der Landkreis kann die getrennte Sammlung kom- 
postierbarer Abfälle durch Biotonnen einführen. Die 
Sammlung erfolgt an den vom Landkreis bekanntgege- 
benen Abfuhrtagen. 


812 
Klärschlamm 


Klärschlamm, der nicht verwertet wird, wird im Rahmen 
der Abfallentsorgung beseitigt, wenn er durch den Ab- 
wasserbeseitigungspflichtigen für eine ordnungs- 
gemäße Beseitigung aufbereitet ist; erforderlich ist ein 
Trockensubstanzgehalt von mindestens 35 %. 


813 
Haushaltstypischer Schrott 


Abfälle aus-Eisen- und Nichteisenmetallen aus Haushal- 
tungen (z. B. Fahrräder, Weißblech und Aluminium) sind 
bei den Sammelstellen des Landkreises (Deponien, 
Recyclinghöfen sowie den Betreibshöfen der beauftrag- 
ten Entsorger) abzugeben oder einem im Landkreis zu- 
gelassenen Entsorger zu überlassen. 


814 
Bauabfälle 


(1) Bauschutt, Bodenaushub, Straßenaufbruch und 
Baustellenabfälle sind den im Landkreis zugelassenen 
Entsorgungsanlagen zu überlassen. Der $ 4 Abs. 6 und 
7 ist anzuwenden. 


Seite 10 


nMTS RILATT für den Landkreis Uckermark 


24. April 1998 


(2) Verwertbare Bestandteile, insbesondere Beton, Zie- 
gel, Steine, Holz, Kunststoffe, Metall und Pappe sowie 
Erdaushub sind den Verwertungsanlagen getrennt zu 
überlassen. 

(3) Bauarbeiten, bei denen Abfälle nach Abs. 1 u. 2 an- 
fallen werden, sind spätestens zwei Wochen vor ihrer 
Ausführung dem Landkreis Uckermark, Umweltamt, 
Karl-Marx-Straße 1, 17291 Prenzlau anzuzeigen. 

(4) Die unter Abs. 1 und 2 genannten Abfälle sind nicht 
mit Hausmüll und hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen 
zu vermischen. 

(5) Auf Baustellen, die länger als 4 Wochen betrieben 
werden und auf denen Abfälle nach Abs. 1 und 2 anfallen 
können, ist mindestens ein zugelassener Abfallbehälter 
nach & 18 Abs.3 AbfS für die Abfuhr von Hausmüll und 
hausmüllähnlichem Gewerbeabfall vorzuhalten. 


815 
Elektrogeräte 


Als Abfall zur Verwertung zu entsorgende Elektrogeräte 
(Kühl- und Tiefkühlgeräte, Fernsehgeräte, Radios, Ton- 
bandgeräte, Plattenspieler, Computer u.a.) können bei 
den vom Landkreis bekanntgegebenen Sammelstellen 
oder bei den vom Landkreis beauftragten Entsorgern 
abgegeben werden. 


8 16 
Geringe Mengen besonders überwachungs 
bedürftiger Abfälle 


(1) Schadstoffhaltige Abfälle aus privaten Haushaltun- 
gen, deren Gefährlichkeit derjenigen der Abfälle i. S. d. 
Verordnung zur Bestimmung von besonders überwa- 
chungsbedürftigen Abfällen entspricht, sind getrennt 
den vom Landkreis öffentlich bekanntgegeben Annah- 
mestellen oder dem Schadstoffmobil zu überlassen. 
Dazu zählen insbesondere z. B. Gifte, Laugen, Säuren, 
Farben, Schädlingsbekämpfungs- und Pflanzenschutz- 
mittel, teer- und ölhaltige Rückstände, Düngemittel, Lei- 
me, sonstige Chemikalien, Leuchtstoff-röhren, Batteri- 
en. 

(2) Gleiches gilt für besonders überwachungsbedürftige 
Abfälle i. S. v. Abs. 1 aus anderen Herkunftsbereichen 
als privaten Haushaltungen, soweit sie in geringen 
Mengen anfallen. 


817 
Sperrmüll 


(1) Abfall aus Haushaltungen, der selbst nach einer zu- 
mutbaren Zerkleinerung wegen seines Gewichtes, sei- 
ner Sperrigkeit oder Materialbeschaffenheit nicht in die 
zugelassenen Abfallbehälter paßt, diese beschädigen 
oder das Entleeren erschweren könnte (z. B. Möbel, 
Matratzen, Kinderwagen, Federbetten, textile Boden- 
beläge, Kisten, Koffer, Stoffrollos und Holzjalousien) ist 
als Sperrmüll zu entsorgen, soweit dieser Abfall nicht 


den 88 8 bis 16 dieser Satzung unterfällt. 

(2) Sperrmüll wird auf Antrag abgefahren (Bestellpost- 
karte). Das Entsorgungsunternehmen legt den Abfuhrt- 
ermin fest und teilt diesen vorher dem Abfallbesitzer 
schriftlich mit. 

(3) Der Sperrmüll ist vom Besitzer am Abfuhrtag bis 
spätestens 6.00 Uhr, unverpackt und unfallsicher an der 
dem angeschlossenen Grundstück nächst gelegenen 
Haltemöglichkeit des Sammelfahrzeuges bereitzustel- 
len. Der Landkreis kann die Bereitstellungsstelle geson- 
dert festlegen. Der Straßenverkehr darf durch die Be- 
reitstellung nicht behindert werden. Die Verladung muß 
ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust durch zwei Perso- 
nen von Hand gefahr- und schadlos möglich und auch 
im übrigen zumutbar sein. 

(4) Als Sperrmüll bereitgestellte Abfälle, die nach Abs. 1 
und 2 von der Sperrmüllsammlung nicht erfaßt werden, 
können vom Landkreis auf Kosten des Anschlußpflichti- 
gen einer gesonderten Entsorgung zugeführt werden. 
Anderenfalls ist er verpflichtet, diese Abfälle unverzüg- 
lich zu entfernen und einer geordneten Entsorgung zu- 
zuführen. 


818 
Restabfall 


(1) Soweit Abfälle nicht nach Maßgabe der 88 8 bis 17 
getrennt entsorgt werden oder nach $ 4 ausgeschlos- 
sen sind, sind sie Restabfall und in den zugelassenen 
Restabfallbehältern bereitzustellen. 

(2) Andere Stoffe als Restabfälle nach Abs. 1 dürfen in 
den Restabfallbehältern nicht überlassen werden. 

(3) Für die Entsorgung von Restabfällen sind fol- 
gende Abfallbehälter zugelassen: 

Abfallbehälter mit 60 I Fassungsvermögen, 
maximales Füllgewicht 25 kg, 

Abfallbehälter mit 80 | Fassungsvermögen, 
maximales Füllgewicht 30 kg, 

Abfallbehälter mit 120 | Fassungsvermögen, 
maximales Füllgewicht 35 kg, 

Abfallbehälter mit 240 | Fassungsvermögen, 
maximales Füllgewicht 60 kg, 

Abfallbehälter mit 1.100 I Fassungsvermögen, 
maximales Füllgewicht 350 kg, 

Abfallbehälter mit 7.000 | Fassungsvermögen, 
Preßmüllcontainer 10.000 | Fassungsvermögen 
Abfallsäcke mit dem Aufdruck des beauftragten Dritten. 
Der Landkreis kann andere Abfallbehälter allgemein 
oder im Einzelfall zulassen. 

(4) Die Behälter werden von dem nach 8 2 Abs. 3 be- 
auftragten Dritten gestellt und gehen nicht in das Eigen- 
tum des Anschlußpflichtigen über. 

(5) Für Restabfälle, die gelegentlich das Fassungsver- 
mögen der vorhandenen Abfallbehälter übersteigen 
oder die nur gelegentlich anfallen und sich zum Ein- 
sammeln in Abfallsäcken eignen, dürfen die vom Land- 
kreis zugelassenen Abfallsäcke benutzt werden. Aus- 
kunft über die Verkaufsstellen gibt der Landkreis. 
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Abfallsäcke dienen nicht als Ersatz für unzureichendes 
Abfallbehältervolumen. Im Einzelfall kann die Verwen- 
dung von Abfallsäcken vorgeschrieben werden. 


819 
Vorhaltung von Restabfallbehältern 


(1) Jedem Anschlußpflichtigen wird mindestens ein zu- 
gelassener Abfallbehälter nach $ 18 Abs. 3 zur Verfü- 
gung gestellt. Als Bemessungsgrundlage werden 25 Li- 
ter pro Einwohner und Woche festgelegt. Auf Antrag 
kann ein kleinerer Behälter bereitgestellt werden, min- 
destens jedoch ein 60 |-Behälter, wenn gewährleistet 
ist, daß der Anschlußpflichtige in seinem Haushalt bzw. 
in den in seiner Rechtsträgerschaft befindlichen Haus- 
halten anfallende Wertstoffe gesondert sammelt und in 
den dazu bereitgestellten Erfassungsbehältern entsorgt. 
Gleiches gilt für die Kompostierung kompostierfähiger 
Abfälle. 

(2) Für Grundstücke mit Wohngebäuden, die mehrere 
Wohnungen aufweisen, werden entsprechend dem er- 
mittelten Abfallanfall und der Anzahl der Mieter Abfall- 
behälter bereitgestellt. 

(3) Campingplätze, Ferien- und Wochenendhausgebie- 
te und Kleingartenanlagen können durch an zentralen 
Plätzen bereitgestellte Abfallbehälter entsorgt werden, 
wenn eine Zufahrt zu jeder Parzelle nicht möglich ist. 
Die Lage der zentralen Plätze und die Art und Weise 
der Entsorgung kann durch den Entsorgungspflichtigen 
festgesetzt werden. 

(4) Für kommunale sowie gewerblich, industriell und 
landwirtschaftlich genutzte Grundstücke werden zur 
Entsorgung von Abfällen aus Haushalten und von haus- 
müllähnlichen Gewerbeabfällen entsprechend den von 
den Grundstückseigentümern getätigten Weitervermie- 
tungen und -verpachtungen die zur Abfallentsorgung 
notwendigen Abfallbehälter bereitgestellt. 

(5) Für gewerblich genutzte Grundstücke werden zur 
Entsorgung von hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen 
entsprechend dem jeweiligen Einwohnergleichwert die 
notwendigen Abfallbehälter bereitgestellt. Als Bemes- 
sungsgrundlage werden 25 Liter pro Woche und Ein- 
wohnergleichwert festgelegt. 

(6) Reicht das gemäß Abs. 2 bis Abs. 5 übernommene 
und vorgehaltene Restabfallbehältervolumen im Einzel- 
fall nicht aus, so hat der Abfallbesitzer die überschüssi- 
gen Abfallmengen in den vom Landkreis zugelassenen 
Abfallsäcken zur Abholung bereitzustellen. 

(7) Reicht das gemäß Abs. 2 bis Abs. 5 übernommene 
und vorgehaltene Restabfallbehältervolumen regel- 
mäßig nicht zur Aufnahme der auf dem Grundstück an- 
fallenden Abfälle aus, so kann der Landkreis dem An- 
schlußpflichtigen die Übernahme eines erforderlichen 
Behältervolumens vorschreiben. 

(8) Für benachbarte Grundstücke können Restabfallbehälter 
mit entsprechend größerer Kapazität zur gemeinsamen Verfü- 
gung gestellt oder zugelassen werden. 

(9) Die Nutzung der Restabfallbehälter ist nur den dazu 


berechtigten Anschlußpflichtigen gestattet. 
(10) Die Sicherungspflicht für Behälterstandplätze ob- 
liegt den jeweils Anschlußpflichtigen. 


820 
Häufigkeit und Zeit der Abfuhr 


(1) Die Restabfallbehälter mit einem Fassungsvermö- 
gen von 60 I, 80 I, 120 | und 240 | werden in der Regel 
14täglich zu den gleichen Wochentagen entleert. Der 
Landkreis kann im Einzelfall oder in bestimmten Abfuhr- 
bereichen Abweichungen hiervon festlegen. Diese wer- 
den ortsüblich bekanntgegeben. 

(2) Die Restabfallbehälter mit einem Fassungsvermö- 
gen ab 1.100 | (einschließlich) werden nach einem vom 
Landkreis festgesetzten Plan entleert. Der Landkreis 
gibt die Abfuhrtermine ortsüblich bekannt. 

(3) Fällt der planmäßige Sammeltag auf einen gesetzli- 
chen Feiertag, können die Abfälle auch an einem vorher- 
gehenden oder nachfolgenden Tag eingesammelt wer- 
den. Unterbleibtt das Einsammeln des Abfalls am 
Sammeltag, wird es im Rahmen der betrieblichen Mög- 
lichkeiten vor dem nächsten Sammeltag nachgeholt. 

(4) Die regelmäßige Abfuhr erfolgt an Werktagen in der 
Zeit zwischen 6.00 Uhr und 18.00 Uhr. 


8 21 
Bereitstellung der Abfallbehältnisse 


(1) Der Anschlußpflichtige muß die gemäß 88 8 bis 18 
verwendeten Abfallbehältnisse mit einem Fassungsver- 
mögen bis einschließlich 240 | zur Einsammlung und 
Beförderung vor dem angeschlossenen Grundstück ge- 
schlossen bereitstellen. Der anschließende Transport- 
weg bis zur Haltemöglichkeit des Entsorgungsfahrzeu- 
ges darf 15 m nicht überschreiten. Die Aufstellung muß 
so erfolgen, daß Fahrzeuge und Fußgänger nicht be- 
hindert oder gefährdet werden und daß der Abtransport 
ohne Schwierigkeit und Zeitverlust möglich ist. 

(2) Abfallbehälter mit einem Fassungsvermögen von mehr 
als 240 | werden von ihren Standplätzen abgeholt oder 
am Standplatz entleert, wenn die Behälterstandplätze und 
Beförderungs- bzw. Fahrwege auf den hierbei zu benut- 
zenden privaten Grundstücken den Anforderungen des 8 
22 dieser Satzung entsprechen. 

(3) Die Abfallbehältnisse dürfen erst am Tage der Ent- 
leerung und nur jeweils einmal bereitgestellt werden. 
Sie sind nach der Entleerung unverzüglich wieder von 
der Öffentlichen Verkehrsfläche zu entfernen. 

(4) Ist die Befahrbarkeit einer Verkehrsanlage aus 
tatsächlichen Gründen ständig oder vorübergehend mit 
Sammelfahrzeugen nicht oder nur unter Gefährdung 
der mit der Sammlung und dem Transport Beauftragten 
möglich, sind die jeweiligen Behältnisse an einer mit 
Sammelfahrzeugen gefahrlos befahrbaren öffentlichen 
Verkehrsanlage zur Abfuhr bereitzustellen. Im Zweifel 
entscheidet der Landkreis über den Bereitstellungsort. 
(5) Die vom Landkreis ausgegebenen Inventurmarken 
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sind unverzüglich an den jeweiligen Restabfallbehältern 
gut sichtbar im oberen Drittel der Behälter anzubringen. 
Das Entfernen von Inventurmarken ist nur in Absprache 
mit dem Landkreis gestattet. 


822 
Behälterstandplätze und Zuwegungen 


(1) Standplätze und Zuwegungen für Abfallbehälter 
müssen so beschaffen sein, daß das Aufstellen, Befül- 
len und Abholen bzw. Entleeren der Behälter leicht so- 
wie gefahr- und schadlos möglich ist. Die Standplätze 
und Zuwegungen sind schnee- und eisfrei zu halten 
und müssen ausreichend beleuchtet und entwässert 
sein. Insbesondere müssen folgende Bedingungen ge- 
geben sein: 

a) Der Standplatz für die Abfallbehälter muß befestigt, 
ebenerdig angelegt sein und über eine ausreichende 
Stellfläche für die jeweils verwendeten Abfallbehälter 
verfügen. 

b) Die Abfallbehälter dürfen nicht in einer Vertiefung 
stehen. 

c) Der Zugang von der von Sammelfahrzeugen befah- 
renen Straße zum Standplatz muß befestigt und ver- 
kehrssicher sein. 

(2) Im Zweifel entscheidet der Landkreis über den 
Standplatz. 


8 23 
Behandlung der Abfallbehälter 


(1) Der Anschlußpflichtige muß dafür sorgen, daß die 
Abfallbehälter in einem gebrauchsfähigen, sauberen 
und unfallsicheren Zustand erhalten und sorgfältig ver- 
wahrt werden. Die Beschädigung oder der Verlust von 
Abfallbehältern ist dem Landkreis unverzüglich anzuzei- 
gen. 

(2) Abfälle sind so in die Abfallbehälter einzufüllen, daß 
deren Beschädigung ausgeschlossen und eine ein- 
wandfreie Entleerung mit den üblichen Verfahren mühe- 
los und gefahrlos möglich ist. Insbesondere ist das Ein- 
schlämmen oder Einpressen von Abfällen mit 
mechanischen Hilfsmitteln in die Abfallbehälter unzuläs- 
sig. Es ist untersagt, heiße Asche und andere glühende 
oder brennende Gegenstände in die Abfallbehälter ein- 
zufüllen. Die Deckel der Abfallbehälter müssen jederzeit 
schließbar sein. Das Abstellen von Abfällen neben den 
Behältern ist unzulässig. 

(3) Für schuldhaft verursachten Schaden an Abfall- 
behältern haftet der Anschlußpflichtige. 


824 
Unterbrechung der Entsorgung 


Wird die Entsorgung von Abfällen infolge betrieblicher 
Belange des Landkreises oder der von ihm beauftrag- 
ten Dritten durch Streik oder höhere Gewalt vorüberge- 
hend eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet 


durchgeführt, so haben der an die Entsorgung ange- 
schlossene Grundstückseigentümer und der Abfallbesit- 
zer keinen Anspruch auf Schadenersatz oder Gebühre- 
nermäßigung. Die Abfuhr wird sobald wie möglich 
nachgeholt. 


825 
Anfallzeitpunkt und Eigentumsübergang 


(1) Als angefallen zum Einsammeln und Befördern gel- 
ten Abfälle, die in zulässiger Weise gemäß der 88 8 bis 
18 bereitgestellt bzw. der Sammelstelle übergeben wor- 
den sind. ’ 

(2) Als zum Behandeln, Lagern und Ablagern in den 
Abfallentsorgungsanlagen angefallen gelten Abfälle, so- 
bald sie in zulässiger Weise auf das Gelände der ent- 
sprechenden Abfallentsorgungsanlage verbracht wor- 
den sind. 

(3) Die Abfälle gehen in das Eigentum des Landkreises 
über, sobald sie sich im oder auf dem Beförderungs- 
fahrzeug befinden oder bei den Abfallentsorgungsanla- 
gen des Landkreises angenommen worden sind. 

(4) Der Landkreis ist nicht verpflichtet, im Abfall nach 
verlorenen Gegenständen zu suchen oder suchen zu 
lassen. Im Abfall gefundene Wertgegenstände werden 
als Fundsachen behandelt. 

(5) Unbefugten ist es nicht gestattet, zur Einsammlung be- 
reitgestellte Abfälle zu durchsuchen oder mitzunehmen. 


826 
Mitteilungs- und Auskunftspflicht 


(1) Die Anschlußpflichtigen gemäß $ 5 Abs. 1 dieser 
Satzung sowie die Abfallerzeuger und -besitzer haben 
alle Tatsachen, die den Anschluß- und Benutzungs- 
zwang nach 8 5 begründen, unverzüglich dem Land- 
kreis anzuzeigen. Dabei sind insbesondere Art und 
Menge des voraussichtlich anfallenden Abfalls, die Nut- 
zungsart des Grundstücks, die zur Ermittlung der An- 
zahl der Einwohnergleichwerte notwendigen Angaben 
sowie die Anzahl der auf dem Grundstück mit Haupt- 
und Nebenwohnsitz gemeldeten Personen anzugeben. 
(2) Wesentliche Veränderungen in der Art und Menge des 
anfallenden Abfalls oder Veränderungen in der Anzahl der 
auf dem Grundstück mit Haupt- oder Nebenwohnsitz ge- 
meldeten Personen sowie die zur Ermittlung der Ein- 
wohnergleichwerte notwendigen Angaben sind dem Land- 
kreis unverzüglich mitzuteilen. Dies gilt auch bei 
Veränderungen der Umstände, die zu einer Ausnahme 
vom Anschlußzwang nach $ 6 geführt haben. 

(3) Tritt ein Wechsel in der Person des Anschlußpflich- 
tigen ein, so hat der bisherige Anschlußpflichtige dieses 
schriftlich dem Landkreis mitzuteilen. Zu dieser Mittei- 
lung ist auch der neue Anschlußpflichtige verpflichtet. 
(4) Unbeschadet der Absätze 1 bis 3 kann der Land- 
kreis vom Anschlußpflichtigen sowie vom Abfallerzeu- 
ger und -besitzer jederzeit Auskunft über die für die Ab- 
fallentsorgung und Gebührenerhebung wesentlichen 
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Umstände verlangen. 

(5) Die nach den Absätzen 1 bis 4 erhobenen perso- 
nenbezogenen Daten können gemäß $ 40 BbgAbfG ge- 
speichert und maschinell verarbeitet werden. Diese Da- 
ten dürfen nur bei begründetem Verdacht eines 
Verstoßes gegen abfallrechtliche Vorschriften an die für 
die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten oder Strafta- 
ten zuständigen Behörden übermittelt werden. 


827 
Benutzungsgebühren 


Für die Inanspruchnahme seiner Entsorgungseinrich- 
tungen erhebt der Landkreis Gebühren nach den Ge- 
bührensatzungen für die Benutzung der öffentlichen Ab- 
fallentsorgung. 


8 28 
Bekanntmachungen 


Soweit die aufgrund dieser Satzung notwendigen Be- 
kanntmachungen nicht bereits durch diese Satzung er- 
folgt sind, erfolgen sie entsprechend den Regelungen 
der Hauptsatzung des Landkreises. Örtlich begrenzte 
Hinweise können auch in Abstimmung mit dem Land- 
kreis durch die Gemeinden erfolgen. 


829 
Modellversuche 


Zur Erprobung neuer Abfallentsorgungssysteme kann 
der Landkreis Modellversuche mit örtlich und zeitlich 
begrenzter Wirkung einführen. 


8.30 
Ordnungswidrigkeiten 


(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig 

1. entgegen $ 4 Abs. 4 der Verpflichtung, die von der 
Entsorgung durch den Landkreis ganz oder teilweise 
ausgeschlossene Abfälle nicht mit anderen Abfällen zu 
vermischen, nicht nachkommt; 

2. entgegen $ 4 Abs. 5 ausgeschlossene Stoffe der öf- 
fentlichen Abfallentsorgung überläßt; 

3. entgegen $ 5 Abs. 1 dem Anschlußzwang nicht nach- 
kommt; 

4. entgegen & 5 Abs. 2 dem Benutzungszwang nicht 
nachkommt; 

5. entgegen $ 8 Abs. 3, 8 9 Abs. 2, 8 10 Abs. 2 und $ 
23 Abs. 2, letzter Satz Abfälle neben den Behältern ab- 
lagert; 


6. entgegen $ 14 Abs. 2 Bauabfälle nicht getrennt über- 
läßt, entgegen & 14 Abs. 4 Bauabfälle mit Restabfall 
vermischt, entgegen & 14 Abs. 5 keinen Restabfall- 
behälter vorhält; 

7. entgegen $ 17 Abs. 1 Abfälle, die kein Sperrmüll 
sind, zum Einsammeln und Befördern durch die Sperr- 
müllabfuhr bereitstellt; 

8. entgegen $ 18 Abs. 1 Restabfälle nicht in den zuge- 
lassenen Restabfallbehältern bereitstellt; 

9. entgegen $ 18 Abs. 2 andere Stoffe als Restabfälle in 
den Restabfallbehältern bereitstellt; 

10. entgegen $ 19 Abs. 1 bis 5 als Anschlußpflichtiger 
ein zu geringes Behältervolumen anfordert, übernimmt 
und für die Benutzung bereithält; 

11. entgegen $ 19 Abs. 9 als Abfallbesitzer bei ihm an- 
gefallene Abfälle ohne Vorliegen einer rechtsgültigen 
Gestattung in Abfallbehälter einfüllt, die dem An- 
schlußpflichtigen eines anderen Grundstückes zur Ver- 
fügung gestellt worden sind; 

12. entgegen $ 21 Abs. 5 Inventurkontrollmarken nicht 
anbringt oder unberechtigt entfernt; 

13. entgegen $ 21 Abs. 3 Abfallbehälter mehrmals am 
Entleerungstag bereitstellt und nach der Entleerung 
nicht wieder unverzüglich von den öffentlichen Ver- 
kehrsflächen entfernt; 

14. entgegen $ 23 Abs. 2 Abfallbehälter befüllt, insbe- 
sondere Abfälle einschlämmt oder mit mechanischen 
Hilfsmitteln in die jeweiligen Behälter einpreßt oder 
brennende, glühende oder heiße Abfälle einfüllt oder 
Abfälle neben den Behältern abstellt; 

15. entgegen $ 25 Abs. 5 zum Einsammeln bereitge- 
stellte Abfälle durchsucht oder mitnimmt; 

16. entgegen $ 26 Abs. 1 bis 4 seiner Auskunftspflicht 
nicht nachkommt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten können mit Geldbußen bis zu 
100.000,00 DM geahndet werden. 


8 31 
Inkrafttreten 


Diese Satzung tritt am 01.01.1998 in Kraft. Gleichzeitig 
treten die Abfallsatzung des Landkreises Uckermark 
vom 14.12.94 und die Änderungssatzung zur Abfallsat- 
zung vom 13.12.1995 außer Kraft. 


Prenzlau, den 26.03.1998 


Dr. Benthin 
Landrat 


Klatt 
Vorsitzender des Kreistages 
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NEUFASSUNG DER SATZUNG FÜR DIE SCHÜLERBEFÖRDERUNG IM LANDKREIS 


UCKERMARK (SCHÜLERBEFÖRDERUNGSSATZUNG) 


Der Kreistag des Landkreises Uckermark hat auf Grund 
der $$ 5 und 29, Abs. 2, Nr. 9, Landkreisordnung 
(LKrO) i. d. F. vom 14.02.1994 i. V. mit $ 112 des Ge- 
setzes über die Schulen im Land Brandenburg (Bbg- 
SchulG) i. d. F. vom 12. April 1996 in seiner Sitzung am 
25.03.1998 die folgende Neufassung der Schülerbeför- 
derungssatzung beschlossen. 


81 


Grundsatz 


(1) Diese Satzung regelt die grundsätzlichen Vorausset- 
zungen zur Anerkennung und Übernahme der Beförde- 
rung bzw. der notwendigen Fahrtkosten für die Beförde- 
rung von Schülern zwischen der Wohnung und der 
zuständigen Schule. 

(2) Beim Besuch von Schulen, für die kein Schulbezirk 
gem. $ 106 des Gesetzes über die Schulen im Land 
Brandenburg (Brandenburgisches Schulgesetz - Bbg- 
SchulG) festgelegt ist, besteht die Beförderungs- und 
Erstattungspflicht zur zuständigen oder nächstgelege- 
nen Schule der gewählten Schulform in öffentlicher Trä- 
gerschaft oder zu einer Schule mit besonderer Prä- 
gung. 

(3) Wird eine andere als die zuständige oder nächstge- 
legene Schule besucht, werden nur die Aufwendungen 
erstattet, die für den Besuch der zuständigen oder 
nächstgelegenen Schule notwendig wären, es sei denn, 
der Schüler ist dieser Schule in begründeten Fällen z. 
B. wegen erschöpfter Kapazität der zuständigen oder 
nächstgelegenen Schule nach Information des für den 
Schülertransport zuständigen Landkreis Uckermark zu- 
gewiesen worden. 


82 
Anspruchsberechtigte Schüler 


Der Anspruch auf Schülerbeförderung bzw. Erstattung 
der notwendigen Fahrtkosten gegen den Landkreis 
Uckermark steht Schülern 

1. in den Bildungsgängen der allgemeinbildenden Schu- 
len und 

2. in den Bildungsgängen der Oberstufenzentren mit 
Ausnahme der Bildungsgänge der Fachschulen zu, die 
im Gebiet des Landkreises Uckermark 

a) ihre Wohnung bei vollzeitlicher Beschulung oder 

b) ihre Ausbildungs- oder regelmäßige Arbeitsstätte 
haben. 


83 
Schulweg 


(1) Die im Gebiet des Landkreises Uckermark wohnen- 
den Schüler im Sinne von $ 112 Abs. 1 des BbgSchulG 


und Schüler, die ihre Ausbildungs- oder Arbeitsstätte im 
Landkreis haben, sind nach Maßgabe der folgenden 
Entfernungsgrenzen und Fahrzeiten zwischen Woh- 
nung und Schule zu befördern oder ihnen ist Ersatz der 
notwendigen Fahrtkosten zu leisten. 

(2) Der Anspruch auf Beförderung bzw. auf Erstattung 
der Fahrtkosten besteht, wenn der Schulweg 

- für Schüler des 1. bis 6. Schuljahres mindestens 2,0 km 
- für Schüler vom 7. bis 10. Schuljahr mindestens 3,5 km 
- für Schüler vom 11. bis 13. Schuljahr bzw. für Schüler 
der Bildungsgänge des Oberstufenzentrums minde- 
stens 5,0 km beträgt. 

(3) Schulweg ist der kürzeste verkehrsübliche Fußweg 
zwischen der Wohnung und der Schule. Bei der Ermitt- 
lung der Mindestentfernung ist der nächste Weg zwischen 
der Haustür des Wohngebäudes des Schülers und dem 
nächstgelegenen benutzbaren Eingang des Schulhaupt- 
gebäudes zugrunde zu legen. Soweit dem Schüler im 
Rahmen der Schulwegsicherung ein bestimmter Weg 
empfohlen wird, gilt dieser für die Berechnung der Minde- 
stentfernung als der nächste Weg. 

(4) In besonders begründeten Ausnahmefällen kann der 
Landkreis Uckermark unabhängig von der in Abs. 2 ge- 
nannten Mindestentfernung die Schülerbeförderung 
bzw. die Erstattung der Fahrtkosten übernehmen, wenn 
der Schulweg zu Fuß oder mit einem Fahrrad nach den 
objektiven Gegebenheiten besonders gefährlich und für 
die Schüler ungeeignet ist. Als besondere Gefahr in die- 
sem Sinne ist nicht schon die üblicherweise durch den 
Straßenverkehr auftretende Gefahr gemeint. 

(5) Eine Beförderung bzw. Erstattung der notwendigen 
Fahrtkosten kann auf Antrag bei einem Schulweg von 
weniger als den in Abs. 2 genannten Grenzen auch 
dann erfolgen, wenn der Schüler wegen einer vorüber- 
gehenden oder dauernden Behinderung befördert wer- 
den muß. In diesem Fall ist eine Bescheinigung des be- 
handelnden Facharztes bzw. Hausarztes über die Art 
der Behinderung und die voraussichtliche Dauer durch 
den Antragsteller gegenüber dem Schulverwaltungsamt 
des Landkreises Uckermark beizubringen. 

(6) Wird auf Grund einer dauernden Behinderung eine 
Sonderbeförderung des Schülers beantragt, ist die Vorla- 
ge eines amtsärztlichen Gutachtens bzw. des Schwerbe- 
hindertenausweises durch den Antragsteller gegenüber 
dem Schulverwaltungsamt des Landkreises erforderlich. 
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Beförderungsarten 


(1) Die Schülerbeförderung erfolgt 

1. vorrangig durch öffentliche Verkehrsmittel (ÖPNV) oder 
2. mit durch den Aufgabenträger der Schülerbeför-de- 
rung angemieteten Kraftfahrzeugen im Rahmen des 
freigestellten Verkehrs nach der Freistellungsverord- 
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nung in der jeweils geltenden Fassung (Schülerspezial- 
verkehr) oder 

3. mit sonstigen Fahrzeugen in begründeten Ausnah- 
mefällen. 

(2) Die Entscheidung hierüber liegt beim Landkreis 
Uckermark. 

(3) Der Schüler hat das vom Träger der Schülerbeför- 
derung bestimmte Beförderungsmittel zu benutzen. Es 
besteht kein Anspruch auf Beförderung mit einem be- 
sonderen Beförderungsmittel oder auf Mitbeförde-rung 
einer Begleitperson. 

(4) Für behinderte Schüler kann in Ausnahmefällen die 
Beförderung mit einem besonderen Beförderungsmittel 
oder die Mitbeförderung einer Begleitperson beantragt 
werden. Dies ist unter Vorlage entsprechender amts- 
ärztlicher Nachweise bzw. des Schwerbehindertenaus- 
weises dem im Einzelfall entscheidenden Schulverwal- 
tungsamt des Landkreises Uckermark nachzuweisen. 
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Notwendige Beförderungskosten 


Als notwendige Beförderungskosten werden anerkannt: 
(1) Bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel das 
Beförderungsentgelt des jeweiligen Verkehrsträgers un- 
ter Berücksichtigung möglicher Fahrpreisermäßigun- 
gen für die preisgünstigste zumutbare Verkehrsverbin- 
dung. Bei zwingender Benutzung zuschlagpflichtiger 
Züge sind die notwendigen Zuschläge in Ansatz zu 
bringen. 

(2) Bei Benutzung sonstiger Fahrzeuge grundsätzlich 
der Preis der günstigsten Karte des vergleichbaren öf- 
fentlichen Verkehrsmittels. 

(3) Bei Fahrten zwischen der Wohnung und einem 
Wohnheimplatz grundsätzlich der Preis der günstigsten 
Karte eines öffentlichen Verkehrsmittels für eine 
wöchentliche Heimfahrt. 

(4) Bei Fahrten zwischen der Wohnheimunterkunft und 
der Schule grundsätzlich der Preis der günstigsten Kar- 
te des öffentlichen Verkehrsmittels. 

(5) Bei Benutzung eines eigenen Kfz kann abweichend 
von den Abs. 1 bis 4 im Einzelfall eine Erstattung der Ko- 
sten mit 0,15 DM/km für ein Zweirad-Kfz bzw. 0,25 DM/km 
für einen Pkw auf begründeten Antrag zuzüglich 0,02 
DM/km für weitere mitgenommene Schüler erfolgen. 

(6) Die Kosten der Bahncard können zu 100 % bei be- 
stehendem Anspruch erstattet werden, wenn durch eine 
Kostenvergleichsberechnung nachgewiesen wird, daß 
dadurch die Gesamtkosten gesenkt werden. 


86 


Voraussetzungen für den Schülerspezialverkehr 


(1) Ist die Beförderung mit bestehenden öffentlichen 
Verkehrsmitteln nicht zumutbar, erfolgt diese durch ei- 
nen Schülerspezialverkehr. Die Zumutbarkeit ist von 
der Belastbarkeit der Schüler abhängig. Eine Über- 
schreitung der Belastbarkeit der Schüler liegt 
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grundsätzlich nicht vor, soweit folgende Wegezeiten re- 
gelmäßig im wesentlichen nicht überschritten werden: 

1. Für Schüler des Primarbereiches nicht mehr als 45 
Minuten für den reinen Schulweg in eine Richtung. 

2. Für Schüler an weiterführenden allgemeinbildenden 
Schulen nicht mehr als 60 Minuten für den reinen 
Schulweg in eine Richtung. 

3. Für Schüler eines Bildungsganges am Oberstufen- 
zentrum nicht mehr als 90 Minuten für den reinen 
Schulweg in eine Richtung. 

4. Für Schüler der Förderschulen nicht mehr als 60 Mi- 
nuten für den reinen Schulweg in eine Richtung. 

(2) Die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel ist in der 
Regel nicht zumutbar, wenn 

1. die Länge der einfachen Wegstrecke zwischen der 
Wohnung und der Haltestelle sowie zwischen der Halte- 
stelle und der Schule für den Grundschüler insgesamt 
mehr als 2 Kilometer und für den Schüler weiterführen- 
der allgemeinbildender Schulen insgesamt mehr als 3 
Kilometer beträgt oder 

2. die Fahrtzeit von der Haltestelle zur Schule für den 
Grundschüler 30 Minuten und für den Schüler weiter- 
führender allgemeinbildender Schulen 60 Minuten über- 
schreitet oder 

3. die Ankunft oder die Abfahrt des Verkehrsmittels in 
der Regel beim Grundschüler und bei einem Schüler 
weiterführender allgemeinbildender Schulen nicht inner- 
halb von 30 Minuten vor Beginn oder nach Ende des 
Unterrichts der Schule erfolgt. 

(3) Bei Schülern der Förderschulen entscheidet das 
Schulverwaltungsamt des Landkreises Uckermark, ob 
aufgrund der Art und des Grades der Behinderung die 
Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel zumutbar ist. 

(4) Bei kurzfristig auftretenden Unterrichtsausfällen be- 
steht kein Anspruch auf Beförderung außerhalb des 
Fahrplanes der öffentlichen Verkehrsmittel oder mit 
Schülerspezialverkehr. Dadurch entstehende Wartezei- 
ten sind keine Wartezeiten im Sinne von Abs. 2, Pkt. 3. 


87 
Umfang der Erstattung 


(1) Der Anspruch auf Beförderung bzw. Erstattung der 
notwendigen Aufwendungen für den Schulweg besteht 
nur beim Besuch der nach dem Lehr- und Stundenplan 
vorgesehenen Unterrichtsveranstaltungen. Dazu 
gehören auch Fahrten zu Schülerbetriebspraktika, de- 
ren Praktikumsstelle sich im Landkreis Uckermark be- 
findet. Fahrten zwischen Unterrichtsorten sind davon 
nicht betroffen. 

(2) Bei Schulwanderungen, Schullandheimaufenthalten, 
Studienfahrten und ähnlichen Veranstaltungen besteht 
der Anspruch nur für den Weg zur Schule. 

(3) Ein Beförderungsanspruch besteht nicht zum und 
nach dem Ende der Betreuung durch einen Hort. 

(4) Wenn andere öffentliche Leistungen oder Leistun- 
gen des Arbeitgebers für die Beförderung gewährt wer- 
den, entfällt die Erstattung der Beförderungskosten in 
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dieser anteiligen Höhe. 
(5) Fahrtkosten zur überbetrieblichen Ausbildungsstätte 
werden nicht erstattet. 


58 
Eigenanteil von Auszubildenden 


(1) Schüler der Oberstufenzentren, die eine Ausbil-- 
dungs- oder Arbeitsvergütung erhalten, zahlen einen 
monatlichen Eigenanteil bis zu 100 DM zu den Kosten 
der Schülerbeförderung. 

(2) Eine Reduzierung des Eigenanteils ist auf begrün- 
deten Antrag bis max. 50 DM/Monat in Abhängigkeit 
von der Ausbildungs- oder Arbeitsvergütung möglich. 
Die Gründe für die Reduzierung sind vom Schüler ge- 
genüber dem entscheidenden Schulverwaltungsamt 
des Landkreises nachzuweisen. Die Reduzierung des 
monatlichen Eigenanteils erfolgt in folgender Staffelung: 
Höhe der Ausbildungs- Eigenanteil/Monat 
o. Arbeitsvergütung (Brutto) 


über 800,00 DM/Monat 100,00 DM 
über 650,00 - 800,00 DM/Monat 80,00 DM 
über 500,00 - 650,00 DM/Monat 70,00 DM 
bis 500,00 DM/Monat 50,00 DM 


(3) Schüler ohne Ausbildungs- oder Arbeitsvergütung, 
die noch ihre Berufsschulpflicht erfüllen, erhalten eine 
volle Erstattung der Fahrtkosten. 


89 
Antragsverfahren bei allgemeinbildenden Schulen 


(1) Schülerfahrtkosten werden auf formellen Antrag 
übernommen. 

(2) Antragsberechtigt sind die Personensorgeberech- 
tigten des Schülers oder der volljährige Schüler. 

(3) Schülerfahrtkosten werden vom Zeitpunkt der An- 
tragstellung übernommen; eine rückwirkende Geltend- 
machung ist ausgeschlossen. Es handelt sich bei der 
konkreten Frist um eine Ausschlußfrist, für die das Da- 
tum des Antragseingangs beim Landkreis Uckermark 
maßgebend ist. 

(4) Durch Aushändigung der Schülerzeitkarte gilt der 
Antrag auf Schülerbeförderung als genehmigt und es 
bedarf in diesem Fall keiner zusätzlichen schriftlichen 
Mitteilung. 

(5) Der Antrag ist in der Regel für die Dauer des Schul- 
besuches einmal zu stellen. Ein erneuter Antrag ist ins- 
besondere erforderlich, wenn sich der Wohnsitz des 
Schülers ändert, der Schüler die Schule oder die Beför- 
derungsart wechselt. 

(6) Bei Anträgen auf Erstattung von Fahrtkosten werden 
nur die nachweislich entstandenen notwendigen Aufwen- 
dungen für den Schulweg erstattet. Sie sind durch die 
Vorlage der Fahrausweise nachzuweisen. Der Verlust 
von Fahrbelegen ist glaubhaft nachzuweisen. 

(7) Bei Verlust von Zeitkarten ist von den Eltern bzw. 
vom Schüler direkt bei der Verkehrsgesellschaft ein Er- 


satz zu beantragen. Dadurch entstehende zusätzliche 
Kosten sind von den Eltern oder dem Schüler zu tra- 
gen. 


810 
Antragsverfahren für Auszubildende 


(1) Schülerfahrtkosten werden auf formellen Antrag 
übernommen. 

(2) Antragsberechtigt sind die Personensorgeberech- 
tigten des Schülers oder der volljährige Schüler. 

(3) Der Antrag ist in der Regel nach Ablauf eines Schul- 
halbjahres für das vorangegangene Schulhalbjahr zu 
stellen. In Ausnahmefällen ist eine vierteljährliche Bean- 
tragung mit Begründung durch den Antragsteller mög- 
lich. 

(4) Der Antrag ist mit einer Bestätigung der Berufs- 
schule bezüglich der tatsächlichen Teilnahme am Un- 
terricht vorzulegen. 

(5) Es werden nur die nachweislich entstandenen not- 
wendigen Aufwendungen für den Schulweg erstattet. 
Diese sind durch die Vorlage der Fahrbelege bzw. der 
Fahrpreisbestätigungen nachzuweisen. 

(6) Der Verlust von Fahrbelegen ist glaubhaft nachzu- 
weisen. Die dadurch entstandenen zusätzlichen Kosten 
sind von den Eltern oder dem Schüler zu tragen. 
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Ausgabe von Fahrkarten 


Soweit die Schülerbeförderung in der Weise erfolgt, 
daß vom Träger der Schülerbeförderung Fahrkarten 
ausgegeben werden, sind diese spätestens am letzten 
Werktag vor Beginn eines neuen Beförderungszeitrau- 
mes (Schuljahr) durch den Träger des Schülerverkehrs 
in Zusammenarbeit mit Schulleitung oder Schulsekre- 
tärin der jeweiligen Schule auszugeben. 


812 
Inkrafttreten 


Diese Neufassung der Satzung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Fassung 
der Schülerbeförderungssatzung des Landkreises 
Uckermark (DS-Nr.: 743/96) vom 17.12.1996 außer 
Kraft. 


Prenzlau, den 26.03.1998 


Dr. Benthin 
Landrat 


Klatt 
Vorsitzender des Kreistages 
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Die Satzung zur Erhebung von Gebühren und Auslagen 
für amtliche Untersuchungen und Hygieneüberwachun- 
gen im Vollzug fleischhygienerechtlicher Vorschriften im 
Landkreis Uckermark vom 11.06.1997, bekanntge- 
macht im Amtsblatt des Landkreises Uckermark Nr. 
4/97 vom 30.06.1997, wird nach Beschluß des Kreista- 
ges vom 25. März 1998 wie folgt geändert: 


Artikel 1 


1. Der $ 2 wird wie folgt geändert: 

Der Absatz 5 wird wie folgt neu gefaßt: 

Haarwild: 

Herrenlose Wildsäugetiere, die üblicherweise nicht als 
Haustiere gehalten werden, nicht ständig im Wasser le- 
ben und die durch Erlegen bzw. durch andere gewaltsa- 
me Einwirkungen (z. B. Unfallwild) getötet werden. 
Haarwild in Gehegewildbeständen: 

Es handelt sich hier nicht um herrenloses Wild. Es wird 
auch als Gehege- oder Gatterwild bezeichnet und es 
wird fleischhygienerechtlich den Haustieren gleichge- 
stellt. 


2. Der $ 3 wird wie folgt geändert: 

a) Der Absatz 4 Unterabsatz 5 wird wie folgt neu ge- 
faßt: 

Die Gebührensätze und Zuschläge für die Fleischunter- 
suchung ohne vorangegangene Schlach-ttieruntersu- 
chung im Rahmen von Hausschlachtungen sowie für 
die Fleischuntersuchung von erlegtem Haarwild beim 
Jagdausübungsberechtig-ten oder beim Untersucher 
bzw. von Haarwild aus Gehegewild-beständen sind der 
Anlage 5 zu entnehmen. Da fleischhygienerechtlich der 
gleiche Untersuchungsgang nach Anlage 1 Kapitel Il 
Nr. 5.2 der Fleischhygieneverord-nung (FIHV) vom 19. 
Dezember 1996 (BGBli | S. 2120) bei in Gattern gehal- 
tenem Schalenwild mit Ausnahme von Wildschweinen 
gefordert ist wie bei Rindern, die über 6 Wochen alt 
sind, gelten für die Fleischuntersu-chung des genann- 
ten Schalenwildes der gleiche Gebührensatz und Zu- 
schlag für Verwaltungskosten wie für Rinder, die älter 
als 6 Wochen sind. Wildschweine, die in Gattern gehal- 
ten werden, unterliegen fleischhygienerechtlich dem 
gleichen Untersuchungsgang nach Anlage 1 Kapitel Il 
Nr. 5.4 der FIHV wie Hausschweine. Deshalb gelten für 
Wildschweine, die in Gattern gehalten werden, der glei- 
che Gebührensatz und der gleiche Zuschlag für Verwal- 
tungskosten wie für Hausschweine. Wird in Gattern ge- 
haltenes Schalenwild, einschließlich Wildschweine, 
ausschließlich im Rahmen von Hausschlachtungen 
getötet, so wird bei der Fleischuntersuchung dieser Tie- 
re der Hausschlach-tungszuschlag in Höhe von 3,61 


1. SATZUNG ZUR ÄNDERUNG DER SATZUNG ZUR ERHEBUNG VON GEBÜHREN UND 
AUSLAGEN FÜR AMTLICHE UNTERSUCHUNGEN UND HYGEINEÜBERWACHUNGEN 
IM VOLLZUG FLEISCHHYGIENERECHTLICHER DEN 
IM LANDKREIS UCKERMARK 


DM je Tier ebenfalls erhoben. Dieser Hausschlach- 
tungszuschlag entfällt, wenn mehr als drei Tiere im zeit- 
lichen Zusammenhang ausschließlich im Rahmen von 
Hausschlachtungen getötet werden. 


b) Der Absatz 4 Unterabsatz 6 wird wie folgt neu ge- 
faßt: 

Außerdem sind in der Anlage 5 die gleichen Ge- 
bührensätze für die Untersuchung auf Trichinen nach 
der Kompressionsmethode im Rahmen von Haus- 
schlachtungen enthalten wie sie in der Anlage 4 ausge- 
wiesen sind. Desweiteren beinhalten die Anlagen 4 und 
5 jeweils die Gebührensätze für die Untersu-chung auf 
Trichinen nach der Kompressionsmethode von anderen 
Tierarten neben dem Hausschwein. 

Darüber hinaus enthält die Anlage 5 den Gebührensatz 
für die Untersuchung auf Trichinen nach der Digestions- 
methode von Wildschweinen, die in Gattern gehalten 
werden. 


3. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) In der Fußnote 1) werden die Worte „... d. h. der Ge- 
bührensatz gilt auch für die eigentliche Untersuchung 
von Haarwild, das aus Gehegewildbeständen stammt“ 
gestrichen. 

b) In der Fußnote 1) wird das Komma hinter dem Wort 
„Fleischhygiene-Verordnung“ durch einen Punkt ersetzt. 
c) Der geänderte Wortlaut der Anlage 2 wird der 1. Sat- 
zung zur Änderung der Satzung zur Erhebung von Ge- 
bühren und Auslagen für amtliche Untersuchungen und 
Hygieneüberwachungen im Vollzug fleischhygiene- 
rechtlicher Vorschriften im Landkreis Uckermark beige- 
fügt. 


4. Die Anlage 5 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Haus- 
schwein“ folgende Worte angefügt: „... und für die Un- 
tersuchung auf Trichinen von Wildschweinen, die in 
Gattern gehalten werden.“ 

b) In der Fußnote 1) werden die Worte „...d. h.. der Ge- 
bührensatz gilt auch für die eigentliche Untersuchung 
von Haarwild, das aus Gehegewildbeständen stammt“ 
gestrichen. 

c) In der Fußnote 1) werden nach dem Wort „Fleischhy- 
giene-Verordnung“ die Worte „Beim Jagdausübungsbe- 
rechtigten oder beim Untersucher“ angefügt und in 
Klammern gesetzt. 

d) Der geänderte Wortlaut der Anlage 5 wird der 1. Sat- 
zung zur Änderung der Satzung zur Erhebung von Ge- 
bühren und Auslagen für amtliche Untersuchungen und 
Hygieneüberwachungen im Vollzug fleischhygienerechtli- 
cher Vorschriften im Landkreis Uckermark beigefügt. 
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Artikel 2 Prenzlau, den 26.03.1998 . 


Die 1. Satzung zur Änderung der Satzung zur Erhebung Dr. Benthin 

von Gebühren und Auslagen für amtliche Unter-suchun- Landrat 

gen und Hygieneüberwachungen im Vollzug fleischhy- 

gienerechtlicher Vorschriften im Landkreis Uckermark Klatt 

tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. Vorsitzender des Kreistages 


. ‚ _ ANLAGE 2 
GEBÜHRENSÄTZE FÜR AMTLICHE UNTERSUCHUNGEN UND 
HYGIENEÜBERWACHUNGEN IN REGISTRIERTEN BETRIEBEN UND EINRICHTUNGEN 


1. Amtliche Untersuchungen (Schlachttier- und Fleischuntersuchung) 


Anzahl Schlachtungen/Tag 1. bis 35. 36. bis 64. 65. bis 119. ab 120. 
Gebührensatz DM/Tier (100 %) (80 %) (65 %) (50%) 
Einhufer 24,67 19,74 -- -- 

Rind 17,98 14,38 11,69 -- 

Kalb 12,36 9,89 -- -- 
Schaf/Ziege 6,15 4,92 4,00 2. 
Schwein 7,83 6,27 5,09 3,92 
Ferkel 4,99 3,99 -- -- 
Haarwild ") 8,04 6,43 5,23 4,02 


I Gebührensatz ausschließlich für die Fleischuntersuchung von Haarwild im Sinne der Anlage 1 Kapitel II 
Nr. 5.9 der Fleischhygiene-Verordnung. 


Anzahl Schlachtungen/Tag 1. bis 10. 11. bis 25. ab 26. 
Gebührensatz DM/Tier (100 %) (80 %) (65 %) 
Hauskaninchen, Wildkaninchen, Hase 0,86 0,69 0,56 


Zusätzlich zu den genannten Gebührensätzen werdne auf der Grundlage des $ 24 des FIHG bzw. des $ 4 des AG 
FIHG an Zuschlägen für Sachkosten bzw. an Verwaltungskosten wie folgt berechnet: 


Einhufer 0,64 DM/Tier 
Rind 0,48 DM/Tier 
andere genannte Tierarten 

(außer Kaninchen und Hasen) 0,32 DM/Tier 


2. Hygieneüberwachungen 
Die Gebühren betragen beim Einsatz des amtlichen Tierarztes 27,00 DM je angefangene halbe Arbeitsstunde. 
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ANLAGE 5 
Gebührensätze und Zuschläge für die Fleischuntersuchung ohne vorangegangene 
Schlachttieruntersuchung im Rahmen von Hausschlachtungen, für die Fleischuntersuchung von erlegtem 
Haarwild beim Jagdausübungsberechtigten oder beim Untersucher bzw. von Haarwild aus 
Gehegewildbeständen sowie für die Untersuchung auf Trichinen im Rahmen von Hausschlachtungen bzw. 
für die Untersuchung auf Trichinen von anderen Tierarten neben dem Hausschwein und für die 
Untersuchung auf Trichinen von Wildschweinen, die in Gattern gehalten werden 


Tierart Fleischuntersuchung Hausschlachtungszuschlag Zuschlag für 
Verwaltungskosten 
DM/Tier DM/Tler DM/Tier 

Einhufer 19,74 3,61 3,20 

Rind 14,38 3,61 3,20 

Kalb 9,89 3,61 3,20 
Schaf/Ziege 4,92 3,61 3,20 
Schwein 6,27 3,61 3,20 

Ferkel 3,99 3,61 3,20 
erlegtes Haarwild ') 8,04 - 3,20 
Haarwild, das in Gattern gehal- 14,38 - 3,20 

ten wird (außer Wildschweine) 

Haarwild, das in Gattern gehal- 14,38 3,61 3,20 


ten wird, im Rahmen von Haus- 
schlachtungen (max. 3 Tiere) 
Ausnahme: Wildschweine, 

die in Gattern gehalten werden 


Wildschweine, die in Gattern 6,27 -- 3,20 
gehalten werden 
Wildschweine, die in Gattern 6,27 3,61 3,20 


gehalten werden, im Rahmen 
von Hausschlachtungen 
(max. 3 Tiere) 


u Gebührensatz ausschließlich für die Fleischuntersuchung von Haarwild im Sinne der Anlage 1 Kapitel II Nr. 
5.9 der Fleischhygiene-Verordnung (beim Jagddausübungsberechtigten oder beim Untersucher) 


Untersuchungen auf Trichinen 
Kompressions 
methode DM/Tier 


oder Teilstück 


Hausschwein oder je Teilstück, 7,76 - 
Sumpfbiber oder je Teilstück 


erlegtes Wildschwein oder je Teilstück 9,51 -- 


Einhufer und andere untersuchungs- 9,13 -- 
pflichtige Tiere oder je Tierstücke 


Wildschweine, die in Gattern gehalten 7,16 Digestionsmethode 
werden oder je Teilstück 1. bis 25. Tier 26. bis 35. Tier 


ab 36. Tier 
2,70 2,03 1,35 
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Aufgrund der Bewilligung von Fördermitteln wird die 
Veränderung der Gesamteinnahmen und Gesamtaus- 
gaben des Vermögensplanes von 2.465.000,00 DM auf 
nunmehr 2.558.000,00 DM festgestellt. 

Diese Veränderung wurde von der Verbandsversamm- 
lung des ZVWU am 26.11.1997 bestätigt und von der 


BEKANNTMACHUNG DES 1. NACHTRAGES ZU DER ZUSAMMENSTELLUNG NACH 
$ 15 ABS. 1 EIGV FÜR DAS WIRTSCHAFTSJAHR 1997 DES ZWECKVERBANDES 
„WASSERVERSORGUNG UND ABWASSERENTSORGUNG DER WESTUOKERMAHK. 
TEMPLIN (ZVWU) 


Kommunalaufsicht am 04.12.1997 genehmigt. 
Templin, den 12.12.1997 


Gundlach 
Verbandsvorsteherin 


ZUSAMMENSTELLUNG NACH 8 15 ABS. 1 EIGENBETRIEBSVERORDNUNG FÜR DAS 
WIRTSCHAFTSJAHR 1997 DES ZWECKVERBANDES „WASSERVERSORGUNG UND 


ABWASSERENTSORGUNG DER WESTUCKERMARK“ TEMPLIN 


Aufgrund des $ 7 Nr. 3 der Eigenbetriebsverordnung, in Verbindung mit 8 18 Abs. 3 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg hat die Verbandsversammlung durch Beschluß vom 26.11.1997 und 
mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde den Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 1998 festgestellt. 


1. Es betragen 
1.1. im Erfolgsplan 
die Erträge 


die Aufwendungen 
der Jahresgewinn 


der Jahresverlust 
1.2. im Vermögensplan 
die Einnahmen 
die Ausgaben 
2. Es werden festgesetzt 
2. der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme 


für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen 


8.002.500,00 DM 
8.002.500,00 DM 
0,00 DM 
0,00 DM 


3.200.000,00 DM 
3.200.000,00 DM 


1.200.000,00 DM 


2.2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen -- 


2.3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 


Die kommunalaufsichtliche Genehmigung wurde am 12.01.1998 erteilt. 


Templin, den 03.02.1998 


Gundlach 
Verbandsvorsteherin 


Hiermit wird bekanntgegeben, daß die Verbandsver- 
sammlung des ZVWU am 19.06.1997 den Jahresab- 
schluß 1996 einstimmig festgestellt hat, Der Bilanzge- 


winn liegt bei 40.700,02 DM. Von der 
Verbandsversammlung wurde beschlossen, dieses Er- 
gebnis für das Jahr 1997 vorzutragen. Dem Vorstand 
und dem Geschäftsführer wurde für das Wirtschaftsjahr 
1996 Entlastung erteilt. 

Der von der BDO Deutschen Warentreu AG Rostock 
geprüfte Jahresabschluß 1996, einschließlich Bestäti- 


BEKANNTMACHUNG DES JAHRESABSCHLUSSES 1996 DES ZWECKVERBANDES 
„WASSERVERSORGUNG UND ABWASSERENTSORGUNG DER WESTUCKERMARK“ 
TEMPLIN (ZVWU) 


gungsvermerk sowie das Protokoll über die Verbands- 
versammlung vom 19.06.1997, liegt zur öffentlichen 
Einsichtnahme im Sekretariat in Templin, Prenzlauer 
Allee 27a, Zimmer 19 vor. 


Templin, den 24.06.1997 


Gundlach 
Verbandsvorsteherin 
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JAHRESABSCHLUß DER SPARKASSE UCKERMARK ZUM 31. DEZEMBER 1996 


Aktivseite Jahresbilanz zum 31. Dezember 1996 
31.12.1995 
DM DM DM TDM 

1. Barreserve 
a) Kassenbestand 21.005.757,86 19.220 
b) Guthaben bei der Deutschen Bundesbank 19.866.861,47 8.415 


40.872.619,33 27.635 
. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung bei der Deutschen Bundesbank zugelassen sind 
a) Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzan- 
weisungen sowie ähnliche Schuldtitel 


D 


öffentlicher Stellen 0,00 0 
b) Wechsel 0,00 0 
0,00 0 
3. Forderungen an Kreditinstitute 

a) täglich fällig 38.465.329,61 143.870 
b) andere Forderungen 140.560.901,68 16.582 
179.026.231,29 160.452 
4. Forderungen an Kunden 577.514.480,64 489.583 

darunter: durch Grundpfandrechte 
gesichert 202.489.485,99 DM (169.589) 
Kommunalkredite: 73.147.371,28 DM ( 55.576) 


5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 
a) Geldmarktpapiere 


aa) von öffentlichen Emittenten 2.144.777,78 7.396 
ab) von anderen Emittenten 0,00 0 
2.144.777,78 7.396 

b) Anleihen und Schuldverschreibungen 
ba) von öffentlichen Emittenten 119.256.028,33 144.356 
bb) von anderen Emittenten 288.958.287,64 258.854 
darunter: beleihbar bei der Deutschen 408.214.315,97 403.210 
Bundesbank 405.126.165,97 DM (395.300) 
c) eigene Schuldverschreibungen 0,00 0 
410.359.093,75 410.606 
Nennbetrag 0,00 DM ( 0) 
6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 0,00 2.391 
7. Beteiligungen 1.817.718,07 1.664 
darunter: an Kreditinstituten 0,00 DM ( 0) 
8. Anteile an verbundenen Unternehmen 0,00 0 
darunter: an Kreditinstituten 0,00 DM ( 0) 
9. Treuhandvermögen 18.379.532,55 17.230 
darunter Treuhandkredite 18.379.532,55 DM ( 17.230) 


10. Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand einschließlich Schuldverschreibungen aus deren Umtausch 
74.900.185,13 75.810 


11. Immaterielle Anlagewerte 0,00 0 
12. Sachanlagen 24.642.237,44 28.642 
13. Sonstige Vermögensgegenstände 1.790.926,86 7.532 
14. Rechnungsabgrenzungsposten .1.328.164,28 1.366 


Summe der Aktiva 1.330.631.189,34 1.222.911 
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Passivseite 
31.12.1995 
DM DM DM TDM 
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
a) täglich fällig 12.464.862,73 8.051 
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Küdigungsfrist 266.373.876,57 204.401 


278.838.739,30 212.452 


D 


. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 
a) Spareinlagen 
aa) mit vereinbarter Kündigungsfrist 


von drei Monaten 309.188.997,82 292.384 

ab) mit vereinbarter Kündigungsfrist 
von mehr als drei Monaten 171.696.947,75 180.120 
480.885.945,57 472.504 

b) andere Verbindlichkeiten 
ba) täglich fällig 330.816.780,64 329.035 
bb) mit vereinbarter Laufzeit oder 

Kündigungsfrist 138.081.741,26 117.856 
468.898.521,90 446.891 


949.784.467,47 919.395 


3. Verbriefte Verbindlichkeiten 
a) begebene Schuldverschreibungen 0,00 0 
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten 0,00 0 
0,00 0 
darunter: 
Geldmarktpapiere 0,00 DM ( 0) 
eigene Akzepta und 
Solawechsel im Umlauf 0,00 DM ( 0) 
4. Treuhandverbindlichkeiten 18.379.532,55 17.230 
darunter: Treuhandkredite 18.379.532,55 ( 17.230) 
5. Sonstige Verbindlichkeiten 1.454.096,80 1.235 
6. Rechnungsabgrenzungsposten 2.402.634,56 2.231 
7. Rückstellungen 
a) Rückstellungen für Pensionen 
und ähnliche Verpflichtungen 1.616.415,00 1.449 
b) Steuerrückstellungen 3.901.160,62 5.300 
c) andere Rückstellungen 1.972.562,95 3.507 
7.490.138,57 10.256 
8. Sonderposten mit Rücklageanteil 0,00 0 
9. Nachrangige Verbindlichkeiten 30.862.031,34 23.580 
10. Genußrechtskapital 0,00 0 
darunter. vor Ablauf von 
zweiJahren fällig 0,00 DM ( 0) 
11. Eigenkapital 
a) gezeichnetes Kapital 0,00 0 
b) Kapitalrücklage 0,00 0 
c) Gewinnrücklagen 
ca) Sicherheitsrücklage 40.194.546,67 35.964 
cb) andere Rücklagen 0,00 0 
40.194.546,67 35.964 
d) Bilanzgewinn 1.225.002,08 568 


41.419.548,75 36.532 


Summe der Passiva 1.330.631.189,34 1.2222.911 
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u 


. Eventualverbindlichkeiten 
a) Eventualverbindlichkeiten aus weitergegebenen 
abgerechneten Wechseln 
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und 
Gewährleistungsverträgen 
c) Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten für 
fremde Verbindlichkeiten 


D 


. Andere Verpflichtungen 
a) Rücknahmeverpflichtungen aus 
unechten Pensionsgeschäften 
b) Plazierungs- und Übernahmeverpflichtungen 
c) Unwiderrufliche Kreditzusagen 
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2.922.151,31 2.014 
26.319.336,62 20.675 
0,00 0 
29.241.487,93 22.689 

0,00 (0) 

0,00 0 
2.898.000,00 7.365 
2.898.000,00 7.365 


ANHANG ZUM JAHRESABSCHLUB 1996 DER SPARKASSE UCKERMARK 


A) Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 


Forderungen an Kunden und Kreditinstitute haben wir mit 
dem Nennwert bilanziert. Bei Darlehen wird der Differenz- 
betrag zwischen Nennwert und Auszahlungsbetrag in die 
Rechnungsabgrenzungsposten der Passivseite aufgenom- 
men. Die Auflösung erfolgt grundsätzlich laufzeit- und ka- 
pitalanteilig. Im Fall von Festzinsvereinbarungen erfolgt die 
Verteilung auf die Dauer der Festzinsleistung. Bei den For- 
derungen an Kunden wurde durch die Bildung von Einzel- 
wertberich-tigungen dem aktuellen Ausfallrisiko Rechnung 
getragen. Das allgemeine Kreditrisiko wurde durch ange- 
messene Pauschalwertberichtigungen zu Forderungen 
berücksichtigt. Die Höhe der Pauschalwertberichtigung 
wird im Gegensatz zum Vorjahr entsprechend dem Schrei- 
ben des Bundesministeriums der Finanzen vom 10. Janu- 
ar 1994 ermittelt. 

Der Wechselbestand wurde zum Zeitwert bilanziert. Die 
Ermittlung der Anschaffungskosten der Wertpapiere erfolg- 
te nach der Durchschnittsmethode. Während die Bewer- 
tung der der Wertpapiere der Liquiditätsreserve zum stren- 
gen Niederstwertprinzip erfolgte, sind die Wertpapiere des 
Anlagevermögens zu den Anschaffungskosten bzw. zu 
den fortgeführten Buchwerten angesetzt worden. Ein nied- 
rigerer Wertansatz wird aus steuerlichen Gründen beibe- 
halten. Beteiligungen wurden zu Anschaffungskosten bi- 
lanziert. Abschreibungen auf den niedrigeren beizulegen- 
den Wert waren nicht vorzunehmen. Die Ausgleichsforde- 
rungen gegen die öffentliche Hand sind mit einem Nenn- 
betrag bzw. für Schuldverschreibungen aus deren Um- 
tausch mit dem niedrigeren Marktpreis angesetzt worden. 
Eine Zuteilung von Ausgleichsforderungen gemäß $& 40 
DMBIIG ist bis zum Bilanzstichtag vorläufig vorab mit einer 
Quote von 90 % auf einen Nennbetrag von 187.035 TDM 
erfolgt. Bei Bewertungen stehen unter dem Vorbehalt der 
Bestätigung der Umstellungsrechnung (DM-Eröffnungsbi- 
lanz zum 01.07.1990) und der endgültigen Zuteilung der 
Ausgleichsforderungen durch Bescheid des Bundesauf- 
sichtsamtes für das Kreditwesen. Während der im Bestäti- 
gungsverfahren zur DM-Eröffnungsbilanz noch strittigen 
Bewertungen wurde in laufender Rechnung auf den ent- 
sprechenden Teilbetrag der Ausgleichsforderungen bzw. 
auf die darauf entfallenden Zinsforderungen eine Wertbe- 


richtigung gebildet. 

Abführungsverpflichtungen von Ausgleichsforderungen be- 
stehen zum Bilanzstichtag aus $ 43a DMBilG. Der Aus- 
weis der Abführungsverpflichtung zum Bilanzstichtag er- 
folgt unter sonstige Verbindlichkeiten. Das Sachanlagever- 
mögen wurde teilweise mit den höchsten steuerlich zuläs- 
sigen Werten abgeschlossen. Von Bedeutung waren hier- 
bei die Vorschriften des Fördergebietsgesetzes. 

Daneben waren außerplanmäßige Abschreibungen zu 
berücksichtigen. Die zugrundegelegten Nutzungsdauern 
entsprechen den Vorschriften des EStG bzw. den amtli- 
chen AfA-Tabellen. 

Bei beweglichen, abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anla- 
gevermögens erfolgten die planmäßigen Abschreibungen 
linear, wobei von der Vereinfachungsregelung der Richtli- 
nie 44 Abs. 2 EStR Gebrauch gemacht wurde bzw. bei 
Mieterein- und -umbauten entsprechend der voraussichtli- 
chen Mietdauer bzw. kürzeren Nutzungsdauer. Geringwer- 
tige Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten bis 800 DM 
sind im Erwerbsjahr voll abgeschrieben worden. 

Die allein nach steuerrechtlichen Vorschriften im Berichts- 
jahr vorgenommenen Abschreibungen betragen auf die 
wie Anlagevermögen bewerteten Vermögensgegenstände 
6.269 TDM. Sie wurden aufgrund $ 4 FördergebietsG ge- 
bildet. 

Aufgrund der steuerrechtlichen Abschreibung und der dar- 
aus resultierenden Beeinflussung des Steueraufwandes 
liegt der ausgewiesene Jahresgewinn um etwa ein Drittel 
unter dem Betrag, der sonst auszuweisen gewesen wäre. 
Verbindlichkeiten sind mit dem Rückzahlungsbetrag bilan- 
ziert. 

Rückstellungen für Pensionen sind nach dem Teilwertver- 
fahren auf der Grundlage eines Rechnungszinsfußes von 
6 % gemäß $ 6a EStG ermittelt worden. Bei der Bildung 
der sonstigen Rückstellungen sind alle ungewissen Ver- 
bindlichkeiten, drohenden Verluste und erkennbaren Risi- 
ken berücksichtigt worden. 

Die zur Absicherung von Zinsänderungsrisiken abge- 
schlossenen Zinsswapgeschäfte wurden in die Gesamtbe- 
trachtung des Zinsänderungsrisikos einbezogen und wa- 
ren somit nicht gesondert zu bewerten. 

Auf Fremdwährung lautende Bargeldbestände wurden 
zum Kassakurs am Bilanzstichtag umgerechnet. 
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B) Erläuterungen zur Jahresbilanz 


Aktivseite: 
Posten 3: Forderungen an Kreditinstitute 


In diesen Posten sind enthalten: 

Forderungen an die eigene Girozentrale 73.173.792,83 DM 
Die unter Posten 3b) andere Forderungen ausgewiesenen Bestände gliedern sich nach ihrer ursprünglich verein- 
barten Laufzeit oder Kündigungsfrist wie folgt: 


- weniger als drei Monate 134.151.022,22 DM 
- mindestens drei Monate, aber weniger als vier Jahre 5.212.992,79 DM 
- vier Jahre oder länger 1.196.886,67 DM 


Posten 4: Forderungen an Kunden 


In diesen Posten sind enthalten: 
Forderungen an Unternehmen, mit denen ein 


Beteiligungsverhältnis besteht 712.083,09 DM 
Die Forderungen an Kunden gliedern sich nach ihrer ursprünglich vereinbarten Laufzeit oder Kündigungsfrist wie folgt: 

- weniger als vier Jahre 76.567.961,10 DM 
- vier Jahre oder länger 500.946.519,54 DM 


Posten 5: Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 


Von den in diesem Posten enthaltenen Wertpapieren sind 

börsennotiert 410.359.093,75 DM 
nicht börsennotiert 0,00 DM 
Die unter Posten 5b) ausgewiesenen Anleihen und Schuldverschreibungen gliedern sich nach der ursprünglichen 
Laufzeit der Anlagen wie folgt: 


bis zu vier Jahren von mehr als vier Jahren 

(DM) (DM) 

ba) von öffentlichen Emittenten 23.674.999,86 95.581.028,47 
bb) von anderen Emittenten 54.653.088,89 234.305.198,75 


Posten 7: Beteiligungen 

Es sind keine Beteiligungen in Wertpapieren verbrieft. 

Posten 9: Treuhandvermögen 

Das Treuhandvermögen betrifft in voller Höhe Forderungen an Kunden. 

Posten 12: Sachanlagen 

Die für sparkassenbetriebliche Zwecke genutzten Grundstücke und 

Bauten haben einen Bilanzwert in Höhe von 19.259.564,44 DM 
Der Bilanzwert der Betriebs- und Geschäftsausstattung beträgt 4.583.494,00 DM 
Posten 14: Rechnungsabgrenzungsposten 

Unterschiedsbetrag zwischen Rückzahlungs- und niedrigerem 

Ausgabebetrag bei Verbindlichkeiten oder Anleihen 1.163.754,54 DM 
Bestand am 31.12. des Vorjahres 1.200.104,80 DM 


Der Gesamtbetrag der auf Fremdwährung lautenden Vermögens- 
gegenstände beläuft sich auf 253.436,36 DM 
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ANLAGENSPIEGEL 
Entwicklung des Anlagevermögens (in TDM) 


Anschaffungs-/Herstellungskosten Zuschrei-| Abschreibungen Buchwerte 
bungen 


Ifd. Jahr 


bungen und and. 
festverzinsliche 
Wertpapiere 82.597 85.661 


Beteiligungen 1.818 1.664 


)* in dieser Summe sind 3 TDM Abschreibungen aus Vorjahren enthalten: Ausweis GV 12 


Die Abschreibungen des laufenden Jahres sind kein rechnerischer Bestandteil des Anlagespiegels. 

In den Beteiligungen sind zwei Posten über 20% des Eigenkapitals der jewiligen Gesellschaft enthalten. 

Auf die Angaben nach $ 285 Nr. 11 HGB und die Aufstellung einer Konzernbilanz wird gemäß $ 286 abs. 3 Nr. 1 HGB und $ 
296 Abs. 1 und 2 HGB verzichtet. 


Passivseite: 


Posten 1: Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 


In diesem Posten sind enthalten: 

Verbindlichkeiten gegenüber der eigenen Girozentrale 55.923.773,78 DM 
Die unter Posten 1b) ausgewiesenen Bestände gliedern sich nach ihrer ursprünglich 

vereinbarten Laufzeit oder Kündigungsfrist wie folgt: 


- weniger als drei Monate 0,00 DM 
- mindestens drei Monate, aber weniger als vier Jahre 0,00 DM 
- vier Jahre oder länger 266.373.876,57 DM 


Von den unter Posten 1b) ausgewiesenen Verbindlichkeiten mit einer Laufzeit oder 
Kündigungsfrist von vier Jahren oder länger sind vor Ablauf von vier Jahren zur 


Rückzahlung fällig 57.060.534,18 DM 
Der Gesamtbetrag der als Sicherheit für Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten übertragenen Vermögensgegenständen beläuft sich auf 85.693.622,00 DM 


Posten 2: Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 


Die unter Posten 2b) Unterposten bb) ausgewiesenen Bestände gliedern sich nach ihrer 
ursprünglich vereinbarten Laufzeit oder Kündigungsfrist wie folgt: 


- weniger als drei Monate 90.927.120,70 DM 
- mindestens drei Monate, aber weniger als vier Jahre 18.560.490,85 DM 
- vier Jahre oder länger 28.594.129,71 DM 


Von den unter Posten 2b) Unterposten bb) ausgewiesenen Verbindlich- 
keiten mit einer Laufzeit oder Kündigungsfrist von vier Jahren oder 
länger sind vor Ablauf von vier Jahren zur Rückzahlung fällig -26.935.203,11 DM 
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Posten 4: Treuhandverbindlichkeiten 

Die Treuhandverbindlichkeiten betreffen in voller Höhe Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten. 

Posten 6: Rechnungsabgrenzungsposten 

Unterschiedsbeträge zwischen dem Auszahlungsbetrag bzw. Anschaffungskosten 

von Forderungen gegenüber dem höherenNominalwert sind enthalten mit 2.391.211,98 DM 
Bestand am 31.12. des Vorjahres 2.208.662,04 DM 


Posten 7: Rückstellungen 


Unter Posten 7b) Steuerrückstellungen ist eine Rückstellung 


für latente Steuerverpflichtungen in Höhe von 1.171.491,30 DM 
enthalten. 
Bestand am 31.12. des Vorjahres 1.176.678,00 DM 


Posten 9: Nachrangige Verbindlichkeiten 


Für nachrangige Verbindlichkeiten sind im Berichtsjahr Zinsen und andere Aufwendungen 

in Höhe von 1.791.625,04 DM 
angefallen. 

Die einzelnen Mittelaufnahmen übersteigen 10 % des Gesamtbetrages nicht. 

Die Mittelaufnahmen sind im Durchschnitt mit 6,39 % verzinslich. 

Die Bedingungen der Nachrangigkeit bei diesen Mitteln entsprechen 8 10 Abs. 5a KWG. 

Die Ursprungslaufzeiten bewegen sich zwischen 5 und 10 Jahren. Im Folgejahr werden aus diesen Mittelaufnah- 
men keine Beträge zur Rückzahlung fällig. 


Passiva unter dem Strich: 

1. Eventualverbindlichkeiten 

In diesen Posten sind enthalten: 

Eventualverbindlichkeiten, resultierend aus Avalkrediten gegenüber 

Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 373.468,51 DM 


C) Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Posten 8: Sonstige betriebliche Erträge 

Für 1991 bis 1994 zuviel entrichtete Körperschafts- und Gewerbesteuer 

wurden Zinsen in Höhe von 914.681,00 DM 
erstattet. 

D) Sonstige Angaben 

Den Organen der Sparkasse gehören an: 

Verwaltungsrat: 

Vorsitzender: stellvertretende Vorsitzende: 


Dr. Joachim Benthin Wolfgang Hoffmann 
Horst Herrmann 


Mitglieder: 
Klaus Brandt, Margit Dura, Andreas Engel, Birgit Fengler, Wolf-Hugo Just, Hubert Moser, Sylvia steinlausen 


Günter Stegemann (bis Juni 1996), Harald Nowak (ab September 1996), Michael Strauß 
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Vorstand: 


Vorsitzender: 
Uwe Schmidt 


Mitglieder: 
Wolfgang Janitschke, Bodo Mantei 


stellvertretendes Vorstandsmitglied: 
Peter Klinkenberg 


Die Pensionsrückstellungen für die früheren Mitglieder 
des Vorstandes und ihre Hinterbliebenen betragen am 
31.12.1996 insgesamt 892 TDM. 

Die Gesamtbezüge der Mitglieder des Vorstandes 
betrugen im Berichtsjahr 816 TDM., 

Den Mitgliedern des Vorstandes wurden Kredite in 
Höhe von 1.761 TDM und den Mitgliedern des 
Verwaltungsrates in Höhe von 780 TDM gewährt. 


Im Jahresdurchschnitt wurden beschäftigt: 
218 Vollzeitkräfte, 

10 Teilzeitkräfte, 

16 Auszubildende. 
Prenzlau, den 17. Juli 1997 


Der Vorstand 


gez. Schmidt, gez. Janitschke, gez. Mante, gez. 
Klinkenberg 


Bestätigungsvermerk 


Die Buchführung und der Jahresabschluß entsprechen 
nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den gesetzlichen 
Vorschriften. Der Jahresabschluß vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent- 
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Sparkasse. Der Lagebericht steht im 
Einklang mit dem Jahresabschluß. 


Berlin, 17. Juli 1997 


Sparkassen- und Giroverband für die Sparkassen in 
den Ländern Brandenburg, Freistaat Sachsen, 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt 
-Prüfungsstelle- 
Wirtschaftsprüfer Verbandsprüfer 

Der Jahresabschluß ist durch den Verwaltungsrat der 
Sparkasse Uckermark in seiner Sitzung am 23.10.1997 
festgestellt worden. 


Prenzlau, den 23.10.1997 Der Vorstand 


Lagebericht zum Jahresabschluß der Sparkasse Uckermark zum 31. Dezember 1996 


Das Jahr 1996 bestätigte die positive Entwicklung der 
Sparkasse Uckermark. Die Verbesserung und Festi- 
gung der Strukturen und der Vertriebsaktivitäten trugen 
dazu bei, die Rolle der Sparkasse als Marktführer im 
Geschäftsgebiet zu unterstreichen. 

Die Einlagen der Kunden wuchsen 1996 um 37,6 Mio. 
DM. Damit betragen sie jetzt 980,6 Mio. DM, darunter 
30,9 Mio. DM nachrangige Verbindlichkeiten. Über 59,7 
Mio. DM konnte das neu eingeführte Produkt Zuwachs- 
sparen aus Umschichtungen und Neuanlagen gewin- 
nen. Der Zuwachs der Kundenwertpapierbestän-de ver- 
langsamte sich, wurde aber durch starke 
Handelsaktivitäten im Bestand begleitet. 

Die Forderungen an Kunden stiegen von 489,6 Mio DM 
um 87,9 Mio DM auf 577,5 Mio DM. Neben dieser Stei- 
gerung unterstreicht der überdurchschnittliche Bestand 
öffentlicher Fördermittel die hohe Aktivität der Sparkas- 
se in der Region. 

Leicht unter Vorjahrniveau war der Absatz von Bau- 
sparverträgen für die Landesbausparkasse Ost AG. Ne- 
ben dem Absatz von Produkten der Feuersozie-tät/Öf- 
fentliche Leben konnte die Vermittlung von Immobilien 
gestärkt und ausgebaut werden. 


Die aus dem neuen Brandenburgischen Sparkassen- 
gesetz abzuleitenden Maßnahmen und Änderungen 
wurden schnellstmöglich im Rahmen der zeitlichen 
Möglichkeiten der beschließenden Gremien umgesetzt. 
Der Um- und Ausbau des Geschäftsstellennetzes wur- 
de weitgehend abgeschlossen. Die Geschäftsstellen 
Boitzenburg, Fürstenwerder, Greiffenberg und Passow 
konnten neue Räumlichkeiten beziehen. In Lübbenow 
wurde mit Eröffnung einer neuen SB-Geschäftsstelle 
mit Beratungsmöglichkeit die Präsenz in einem bisher 
unzureichend erschlossenen Gebiet verbessert. Seit 
dem 1. Juli 1996 steht die Sparkasse ihren Kunden 
auch Samstag vormittags für Beratungen zur Verfü- 
gung. Mit der Beteiligung der Sparkasse Uckermark an 
der S-Direkt-Marketing GmbH & Co. KG Halle wurde 
die Grundlage für den Einstieg in das Direktbankge- 
schäft als ergänzendem Vertriebsweg gelegt. 


Wirtschaftliche Verhältnisse 


Die wirtschaftlichen Verhältnisse der Sparkasse Ucker- 
mark sind geordnet. 
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NEUEINTRAGUNGEN IN DEN TEIL I DESVERZEICHNISSES DER DEGLE DES 


LANDKREISES UCKERMARK 


1. 17268 Densow, OT Neu Placht Bahnhof Neu Placht 


2. 16278 Günterberg Ehemalige Gutsanlage Greiffenberg 
hier: Arbeiterwohnhaus 
Unterhof - Werder 5 und 6 


Baracke Prenzlau - Birkenhain 
Flur 46, Flurstück 22/1 


3. 17291 Prenzlau, OT Birkenhain 


4. 17261 Temmen, OT Poratz Doppelstubenhaus 


Dorfstraße 19 


Tabakscheune 
Breite Straße 15 


5. 16306 Vierraden 


6. 17326 Brüssow Ehemaliges Städtisches Siechenhaus (später Altenpflegeheim) 
einschließlich Wirtschaftsgebäude und Grundstückseinfriedung 


Grimmer Weg 2 


Der Landrat 


HINWEIS AUF EINE VERÖFFENTLICHUNG IM AMTSBLATT 


DES LANDKREISES BARNIM 


Der Landrat des Landkreises Barnim als allgemeine un- 
tere Landesbehörde hat in seinem Amtsblatt des Land- 
kreises Barnim, Jahrgang 1998, Nr. 3/98 - Beilage der 
Märkischen Oderzeitung, Ausgabe Oberbarnim vom 
21. 03.1998 und in der Märkischen Oderzeitung, Aus- 
gabe Niederbarnim vom 21.03.1998 - die 1. Änderungs- 
satzung zur Verbandssatzung des Zweckverbandes für 


BERUFUNG EINES SACHKUNDIGEN 
EINWOHNERS FUR DEN 
UMWELTAUSSCHUBß DES KREISTAGES 


Die Abgeordneten des Kreistages Uckermark haben in 
ihrer Sitzung am 25. März 1998 folgenden Beschluß 
gefaßt: 


Auf der Grundlage des $ 44 Abs. 7 der Landkreisord- 
nung für das Land Brandenburg (Landkreisordnung - 
‚LKrO) vom 15.10.1993 (GVBl Teil | Nr. 22 S. 433) in der 
zur Zeit geltenden Fassung wird Herr Hans-Christian 
von Lentzke, wohnhaft in 16303 Schwedt/Oder, F.-F.- 
Runge-Straße 21, als sachkundiger Einwohner des Um- 
weltausschusses des Kreistages des Landkreises 
Uckermark berufen. 


“Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Eberswal- 


de, beschlossen auf der 30. ordentlichen Verbandsver- 
sammlung am 29.01.1998, öffentlich bekanntgemacht. 


“ Hiermit wird auf diese Bekanntmachung in der für den 


Landrat des Landkreises Uckermark festgelegten Form 
öffentlich hingewiesen. 


BERUFUNG EINES STELLVERTRETEN- 
DEN MITGLIEDES FÜR DEN 
 _ POLIZEIBEIRAT 


Die Abgeordneten des Kreistages Uckermark haben in 
ihrer Sitzung am 25. März 1998 folgenden Beschluß ge- 
faßt: 


Auf der Grundlage des & 44 Abs. 6 der Landkreisord- 
nung für das Land Brandenburg (Landkreisordnung - 
LKrO) vom 15.10.1993 (GVBl Teil | Nr. 22 S. 433) in der 
zur Zeit geltenden Fassung wird Herr Volker Schirg, 
wohnhaft in 16303 Schwedt/Oder, Am Waldbad 19, als 
stellvertretendes Mitglied für den Polizeibeirat berufen. 
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AUFNAHME EINES NEUEN MITGLIEDS IN DEN NAHVERKEHRSBEIRAT DES 


LANDKREISES UCKERMARK 


Die Abgeordneten des Kreistages Uckermark haben in 
ihrer Sitzung am 25. März 1998 folgenden Beschluß ge- 


faßt: 


ERLAB EINES INTERNEN 


AUFGEBOTSVERFAHRENS 


Die Sparkassenbücher mit den 
Nummern 6531009878, 
6531019563 und 6531015622 

sind in Verlust geraten. 

Sie werden hiermit aufgeboten. 

Die Inhaber der Sparkassenbücher 
werden aufgefordert, unter Vorlage 
der Sparkassenbücher binnen 3 
Monaten (vom Tage der Veröffentli- 
chung an gerechnet), seine Rechte 
anzumelden. 

Andernfalls werden die Sparkassen- 
bücher für kraftlos erklärt. 


Prenzlau, den 15.12.1998 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


ERLAB EINES INTERNEN 


AUFGEBOTSVERFAHRENS 


Die Sparkassenbücher mit den 


\w Nummern 6461002209 und 


6461006344 

sind in Verlust geraten. 

Sie werden hiermit aufgeboten. 

Die Inhaber der Sparkassenbücher 
werden aufgefordert, unter Vorlage 
der Sparkassenbücher binnen 3 
Monaten (vom Tage der Veröffentli- 
chung an gerechnet), seine Rechte 
anzumelden. 

Andernfalls werden die Sparkassen- 
bücher für kraftlos erklärt: 


Prenzlau, den 30.12.1998 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


Der Kreistag beschließt die Aufnahme von Frau Wag- 
ner (VBB, Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg) als 


Mitglied in den Nahverkehrsbeirat des Landkreises 


Uckermark. 


ERLAB EINES INTERNEN 


AUFGEBOTSVERFAHRENS 


Das Sparkassenbuch mit der Num- 
mer 6441077246 


ist in Verlust geraten. 

Es wird hiermit aufgeboten. 

Der Inhaber des Sparkassenbuches 
wird aufgefordert, unter Vorlage des 
Sparkassenbuches binnen 3 Mona- 
ten (vom Tage der Veröffentlichung 
an gerechnet), seine Rechte anzu- 
melden. 

Andernfalls wird das Sparkassen- 
buch für kraftlos erklärt. 


Prenzlau, den 22.12.1997 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


ERLAB EINES INTERNEN 
AUFGEBOTSVERFAHRENS 


Das Sparkassenbuch mit der Num- 


mer 6461007634 

ist in Verlust geraten. 

Es wird hiermit aufgeboten. 

Der Inhaber des Sparkassenbuches 
wird aufgefordert, unter Vorlage des 
Sparkassenbuches binnen 3 Mona- 
ten (vom Tage der Veröffentlichung 
an gerechnet), seine Rechte anzu- 
melden. 

Andernfalls wird das Sparkassen- 
buch für kraftlos erklärt. 


Prenzlau, den 30.12.1997 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


ERLAB EINES INTERNEN 
AUFGEBOTSVERFAHRENS 


Das Sparkassenbuch mit der Num- 
mer 6521013511 


ist in Verlust geraten. 

Es wird hiermit aufgeboten. 

Der Inhaber des Sparkassenbuches 
wird aufgefordert, unter Vorlage des 
Sparkassenbuches binnen 3 Mona- 
ten (vom Tage der Veröffentlichung 
an gerechnet), seine Rechte anzu- 
melden. 

Andernfalls wird das Sparkassen- 
buch für kraftlos erklärt. 


Prenzlau, den 22.12.1997 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


ERLAB EINES INTERNEN 


AUFGEBOTSVERFAHRENS 


Das Sparkassenbuch mit der Num- 
mer 6521124003 


ist in Verlust geraten. 

Es wird hiermit aufgeboten. 

Der Inhaber des Sparkassenbuches 
wird aufgefordert, unter Vorlage des 
Sparkassenbuches binnen 3 Mona- 
ten (vom Tage der Veröffentlichung 
an gerechnet), seine Rechte anzu- 
melden. 

Andernfalls wird das Sparkassen- 
buch für kraftlos erklärt. 


Prenzlau, den 05.03.1998 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 
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Das Sparkassenbuch mit der 
Nummer 6521013511 

bei der Sparkasse Uckermark wird 
für kraftlos erklärt. 


Das Sparkassenbuch mit der 
Nummer 6423002094 

bei der Sparkasse Uckermark wird 
für kraftlos erklärt. 


Das Sparkassenbuch mit der 
Nummer 6451019125 

bei der Sparkasse Uckermark wird 
für kraftlos erklärt. 


Prenzlau, den 24.03.1998 Prenzlau, den 02.01.1998 


- Prenzlau, den 10.02.1998 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


Ban 


Das Sparkassenbuch mit der 
Nummer 6441077246 

bei der Sparkasse Uckermark wird 
für kraftlos erklärt. 


Das Sparkassenbuch mit der 
Nummer 6441011172 

bei der Sparkasse Uckermark wird 
für kraftlos erklärt. 


Die Sparkassenbücher mit den 
Nummern 6461002209 und 
6461006344 

bei der Sparkasse Uckermark wer- 
den für kraftlos erklärt. 


Prenzlau, den 24.02.1998 Prenzlau, den 24.03.1998 
Prenzlau, den 30.03.1998 e 
Sparkasse Uckermark 


Der Vorstand 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


SISTERS, 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


Das Sparkassenbuch mit der Prenzlau, den 30.03.1998 
Nummer 6461007634 
bei der Sparkasse Uckermark wird 


für kraftlos erklärt. 


Das Sparkassenbuch mit der Num- 
mer 6431014152 

ist in Verlust geraten. 

Es wird hiermit aufgeboten. 

Der Inhaber des Sparkassenbuches 
wird aufgefordert, unter Vorlage des 
Sparkassenbuches binnen 3 Mona- 
ten (vom Tage der Veröffentlichung 
an gerechnet), seine Rechte anzu- 
melden. 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


IB TERER 


Das Sparkassenbuch mit der 
Nummer 6431004696 


melden. 
Andernfalls wird das Sparkassen- 


ist in Verlust geraten. buch für kraftlos erklärt. 


Andernfalls wird das Sparkassen- 
buch für kraftlos erklärt. 


Prenzlau, den 17.03.1998 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


Die Sparkassenbücher mit den 
Nummern 6531009878, 
6531019563 und 6531015622 

bei der Sparkasse Uckermark wer- 
den für kraftlos erklärt. 


Prenzlau, den 16.03.1998 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


Es wird hiermit aufgeboten. 

Der Inhaber des Sparkassenbuches 
wird aufgefordert, unter Vorlage des 
Sparkassenbuches binnen 3 Mona- 
ten (vom Tage der Veröffentlichung 
an gerechnet), seine Rechte anzu- 


Prenzlau, den 16.03.1998 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


